Rezension von: Jannet A. Pontier und Edwige Burg, EU Principles on Jurisdiction and recognition and enforcement of judgments in civil and commercial matters according to the case law of the European Court of Justice by Oberhammer, Paul
University of Zurich





EU Principles on Jurisdiction and recognition and enforcement
of judgments in civil and commercial matters according to the
case law of the European Court of Justice / Jannet A. Pontier und
Edwige Burg / Rezension von: Oberhammer, Paul
Oberhammer, P
Oberhammer, P (2008). EU Principles on Jurisdiction and recognition and enforcement of judgments in civil and
commercial matters according to the case law of the European Court of Justice / Jannet A. Pontier und Edwige Burg




Posted at the Zurich Open Repository and Archive, University of Zurich.
http://www.zora.uzh.ch
Originally published at:
Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Privatrecht 2008, 72(3):627-630.
Oberhammer, P (2008). EU Principles on Jurisdiction and recognition and enforcement of judgments in civil and
commercial matters according to the case law of the European Court of Justice / Jannet A. Pontier und Edwige Burg




Posted at the Zurich Open Repository and Archive, University of Zurich.
http://www.zora.uzh.ch
Originally published at:
Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Privatrecht 2008, 72(3):627-630.
RabelsZ Bd. 72 (2008) S. 620–661
© 2008 Mohr Siebeck – ISSN 0033-7250
Literatur
I. Buchbesprechungen
Mestmäcker, Ernst-Joachim: Wirtschaft und Verfassung in der Europäischen Uni-
on. Beiträge zu Recht, Theorie und Politik der europäischen Integration. 2. 
ergänzte Aufl . – (Baden-Baden:) Nomos (2006). 800 S. (Wirtschaftsrecht 
und Wirtschaftspolitik. Bd.  184.)
Wirtschaft und Verfassung sind in der Europäischen Union aufs Engste ver-
bunden. Den Verfassungscharakter des Primärrechts sieht Mestmäcker besonders 
in der »Transformation völkerrechtlicher Pfl ichten der Mitgliedstaaten in sub-
jektive Rechte der Bürger, die gerichtlich durchsetzbar sind« (van Gend & Loos; 
S.  79, 92 f., 173, 513, 559, 561 f.), begründet. Für die Wirtschaftsverfassung der 
Europäischen Gemeinschaft kennzeichnend sind die Privatautonomie, wie sie 
den Grundfreiheiten zugrunde liegt, sowie die offene Marktwirtschaft und das 
System des unverfälschten Wettbewerbs, die besonders durch das EG-Wettbe-
werbsrecht geschützt werden. Hier kommen die von Franz Böhm und Walter 
Eucken gelegten ordnungstheoretischen Grundlagen der Gemeinschaft zum 
Vorschein (290, 560 f.). Damit ist zugleich der Grund gelegt für eine Privat-
rechtsgesellschaft (Böhm), denn »eine Gesellschaft [wird] im gleichen Maße zur 
Privatrechtsgesellschaft, in dem an die Stelle von Privilegien, Vorrechten oder 
staatlicher Planung das Prinzip der Handlungsfreiheit tritt« (169). Die Ordnung 
entwickelt sich hier aus einem System zweckunabhängiger allgemeiner Regeln 
(spontane Ordnung im Sinne v. Hayeks), nicht durch Organisation oder eine 
planvolle Lenkung (123) oder eine »mit Bewusstsein vorgenommene Regulie-
rung« (121 f., 291). Kennzeichen der Gemeinschaft ist dementsprechend eine 
institutionelle und indirekte (im Gegensatz zur personellen und direkten) Rah-
mensetzung, wie sie dem »Recht in der offenen Gesellschaft« (168–175) ent-
spricht. Zu diesem Rahmen gehört in einer offenen Marktwirtschaft zentral das 
Wettbewerbsrecht als Kartellrecht, besonders aber auch als Beschränkung staat-
licher Marktintervention. Freilich: »Eine Rechtsordnung, die Freiheitsrechte 
garantiert, setzt [. . .] die Bereitschaft voraus, die in Zukunft anhand seiner Re-
geln zu treffenden Entscheidungen zu akzeptieren, obwohl der Ausgang für alle 
ungewiss ist. Der ›Schleier der Unwissenheit‹ ( John Rawls) erweist sich auch 
empirisch als eine wichtige Bedingung der Rechtsetzung und der Lösung von 
Interessenkonfl ikten anhand von Rechtsregeln.« (172 f.). Eben diese Bereit-
schaft, die Ergebnisse der Freiheitsverfassung zu akzeptieren, ist das Verdienst 
der Gründungsväter der Europäischen Gemeinschaft. Sie scheint jedoch abzu-
nehmen und einem größeren Vertrauen in staatliche Wirtschaftspolitik zu wei-
chen. Dahinter steht die »durch nichts gerechtfertigte Annahme, dass Politiker 
oder Beamte besser als Unternehmen in der Lage sind, unter Bedingungen der 
Unwissenheit zu planen« (172).
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Der Band versammelt eine Vielzahl von Einzelbeiträgen, von denen die 
meisten aus den Jahren 1993–2005 stammen, einige (zum Kartellrecht) aber aus 
den Jahren 1965–1968. Sie betreffen ganz überwiegend Grundfragen der euro-
päischen Einigung und des EG-Kartellrechts, auf die auch Spezialfragen, etwa 
zum Urheber- und Medienrecht, zurückgeführt werden. Kennzeichen der Bei-
träge ist es, dass Mestmäcker auch scheinbare Einzelfragen im Rahmen der Ver-
fassung von Gemeinschaft und Wirtschaft sieht: So zum Beispiel wenn er die 
»Beschäftigungspolitik als neue Aufgabe der Europäischen Union« (310–326) in 
ihrer Bedeutung für »Soziale Marktwirtschaft und Europäisierung des Rechts« 
(288–309) auslotet oder die »Daseinsvorsorge« (100–115 sowie 116–132; auch 
94 f.) in ihren Implikationen würdigt. Der Sinn fürs Prinzipielle, für die Aus-
wirkungen punktueller Änderungen auf das Gesamtsystem, eröffnet weitsich-
tige Perspektiven. Was die Einzelbeiträge zu einem Ganzen vereint, was sie von 
dem jeweiligen Anlass emanzipiert und was zugleich ihre Halbwertzeit deutlich 
erhöht, das ist ihre rechtsphilosophische und ordnungspolitische Grundlegung.
»Seit 40 Jahren sucht Europa in seinen organisierten Teilen nach seiner Iden-
tität. Diese Zeit entspricht recht genau dem Teil meines Lebens, in dem ich das 
Glück hatte, wissenschaftlich arbeiten zu können«, schreibt Mestmäcker 1997. 
Wir haben das Glück, dass er diese Arbeit fortführt und weiterhin an der Ge-
staltung des (Europa-)Rechts mitwirkt. Für jeden, der an den Grundlagen des 
Gemeinschaftsrechts und des Wirtschafts- und Privatrechts interessiert ist, ist 
der Band eine wahre Fundgrube.
Bochum Karl Riesenhuber
Francq, Stéphanie: L’applicabilité du droit communautaire dérivé au regard des 
méthodes du droit international privé. (Zugl.: Louvain, Univ., Diss.). – Bru-
xelles: Bruylant; Paris: LGDJ 2005. XIV, 722 S. (Bibliothèque de la Faculté 
de droit de l’Université catholique de Louvain. 46.)
Wie wird der räumliche Anwendungsbereich einer Norm bestimmt? Das 
Internationale Privatrecht stellt zur Beantwortung dieser Frage im Wesentlichen 
zwei Methoden zur Verfügung: die auf die mittelalterliche Statutentheorie zu-
rückgehende unilaterale Methode einerseits und die von Friedrich Carl v. Savigny 
im 19. Jahrhundert begründete multilaterale Methode andererseits.1 Beide Me-
thoden unterscheiden sich fundamental. Während der Unilateralismus bei der 
Norm ansetzt und durch Auslegung ermittelt, ob sie auf einen bestimmten Le-
benssachverhalt räumlich Anwendung fi nden will, ist für den Multilateralismus 
1 Zum historischen Hintergrund von Unilateralismus und Multilateralismus, insbesonde-
re zur Statutentheorie und zur Kollisionsrechtslehre von Friedrich Carl v. Savigny, siehe Rudolf 
de Nova, Historical and Comparative Introduction to Confl ict of Laws: Rec. des Cours 118 
(1966) 433 (443–448, 453–464); Gerhard Kegel/Klaus Schurig, Internationales Privatrecht9 
(2004) 166–168 und 181–185; Friedrich K. Juenger, A Page of History: Mercer L. Rev. 35 (1984) 
419 (424–430, 448–454). Siehe auch Symeon C. Symeonides, General Report, in: Private Inter-
national Law at the End of the 20th Century: Progress or Regress?, hrsg. von dems. (1998) 3 
(9–21).
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der Lebenssachverhalt der Ausgangspunkt. Dieser wird mit Hilfe von Kollisi-
onsnormen einer bestimmten Rechtsordnung und damit einer bestimmten 
Norm zugeordnet, die dann unabhängig von ihrem Anwendungswillen anzu-
wenden ist.
In Europa dominiert bei der Bestimmung des räumlichen Anwendungsbe-
reichs einer Norm seit dem 19. Jahrhundert – nach herrschender Auffassung – 
die zuletzt beschriebene multilaterale Methode. Dem Unilateralismus wird 
demgegenüber lediglich eine untergeordnete Rolle zugewiesen. Mit der hier zu 
besprechenden Arbeit macht sich Stéphanie Francq daran, dieses Bild von der 
»multilateralen« Festung Europas zu widerlegen – ein Anliegen, das zwar zu-
nächst überrascht, aber bei näherer Betrachtung seine Berechtigung hat. Denn 
Francq widmet sich Normen, die bislang noch nicht unter dem Gesichtspunkt 
der kollisionsrechtlichen Dialektik von Unilateralismus und Multilateralismus 
untersucht worden sind: den Normen des sekundären Gemeinschaftsprivat-
rechts. Ausgehend von der Beobachtung, dass zahlreiche Verordnungen und 
Richtlinien ihren räumlichen Anwendungsbereich selbst bestimmen, stellt sie 
die Frage, wie sich das sekundäre Gemeinschaftsprivatrecht insgesamt zu den 
beiden oben beschriebenen kollisionsrechtlichen Methoden verhält. Sie be-
trachtet die einschlägigen Regelungsakte damit nicht nur aus einer vollkommen 
neuen Perspektive, sondern beleuchtet darüber hinaus eine bislang kaum beach-
tete Schnittstelle zwischen Gemeinschaftsrecht und Kollisionsrecht. Durch die 
ausführliche Beschäftigung mit Grundfragen kollisionsrechtlicher Methodik im 
Kontext des Gemeinschaftsrechts leistet sie gleichzeitig einen bedeutenden Bei-
trag zur aktuellen Diskussion über die Zukunft des Kollisionsrechts in Europa.
Die Arbeit von Francq gliedert sich in eine Einleitung (S.  5–65) und drei 
Hauptteile (67–652). In der Einleitung, die den Leser sofort in ihren Bann zieht, 
stellt sie zunächst das Anliegen ihrer Arbeit dar. Sie beginnt, indem sie drei 
Vorschriften aus unterschiedlichen Bereichen des sekundären Gemeinschaftspri-
vatrechts im Wortlaut wiedergibt und die Frage stellt, was diesen Bestimmun-
gen gemein ist. Der Leser erkennt sofort: Alle drei Vorschriften bestimmen die 
Voraussetzungen, unter denen sie räumlich Anwendung fi nden. Francq nimmt 
diese Beobachtung zum Ausgangspunkt für die provokative These, dass das 
gesamte sekundäre Gemeinschaftsprivatrecht seinen räumlichen Anwendungs-
bereich selbst bestimmt und damit aus der Sicht kollisionsrechtlicher Methodik 
einem unilateralen Ansatz folgt. Bevor sie dieser These im Einzelnen nachgeht, 
ordnet sie ihr Thema jedoch in den größeren systematischen und methodischen 
Zusammenhang ein: Auf nur wenigen Seiten spannt sie souverän den Bogen 
von der Bestimmung des Anwendungsbereichs von Normen im Allgemeinen 
(7–14) über die Bestimmung des räumlichen Anwendungsbereichs von Normen 
des Privatrechts (15–42) zur Bestimmung des räumlichen Anwendungsbereichs 
von Normen des sekundären Gemeinschaftsprivatrechts (42–65). Dabei geht sie 
insbesondere auf die für ihre Untersuchung wichtigen Aspekte des Unilateralis-
mus sowie des Multilateralismus ein und weist auf Unterschiede und Gemein-
samkeiten einerseits sowie Unvereinbarkeiten und Überschneidungen anderer-
seits hin. Sie betont, dass sich beide Methoden zur Bestimmung des räumlichen 
Anwendungsbereichs von Normen zwar theoretisch ausschließen, in der Praxis 
häufi g jedoch harmonisch nebeneinander existieren. Als prominenteste Bei-
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spiele nennt sie international zwingende Normen (lois de police), die von der 
multilateralen Methode anerkannt werden, obwohl sie ihren räumlichen An-
wendungsbereich im Sinne des Unilateralismus selbst bestimmen.
Im ersten und zweiten Hauptteil (67–475) macht sich Francq dann an den 
Nachweis ihrer These und untersucht das sekundäre Gemeinschaftsprivatrecht 
aus dem Blickwinkel kollisionsrechtlicher Methodik. Minutiös und unter um-
fassender Berücksichtigung von Rechtsprechung und Literatur arbeitet sie die 
einschlägigen Akte des sekundären Gemeinschaftsprivatrechts auf den Gebieten 
des Wettbewerbsrechts (69–176), des Transportrechts (177–273), des Verbrau-
cherrechts (281–363), des Arbeitsrechts sowie des Handelsvertreterrechts (365–
419) auf und untersucht, wie diese die Anwendbarkeit der einschlägigen Nor-
men bestimmen. Dabei geht sie im ersten Hauptteil zunächst auf die einschlä-
gigen Verordnungen und damit auf die Rechtsakte mit unmittelbarer Geltung 
ein (67–273). Im zweiten Hauptteil wendet sie sich den relevanten Richtlinien 
und damit den lediglich mittelbar geltenden Rechtsakten zu (275–475). Nach 
genauer und präziser Auswertung des in seiner Masse schier überwältigenden 
Materials kommt sie zu einem ebenso überraschenden wie eindeutigen Ergeb-
nis: Alle Verordnungen und Richtlinien des sekundären Gemeinschaftsprivat-
rechts bestimmen ihren Anwendungsbereich – explizit oder implizit – selbst, 
und zwar unter Berücksichtigung ihrer jeweiligen Regelungsinhalte und Rege-
lungsziele. Das sekundäre Gemeinschaftsprivatrecht folgt damit – aus der Sicht 
kollisionsrechtlicher Methodik – einem unilateralen Ansatz.
Francq lässt es allerdings nicht bei diesem – rein positiven Befund – bewen-
den. Vielmehr bemüht sie sich im dritten und letzten Hauptteil (477–652) um 
eine Erklärung des beobachteten Phänomens. Dabei untersucht sie zunächst, ob 
sich die Dominanz des Unilateralismus im sekundären Gemeinschaftsprivat-
recht aus dem (europarechtlichen) Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung 
oder der (kollisionsrechtlichen) Theorie der Eingriffsnormen ergibt. Beides 
verneint sie jedoch: Das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung gebe le-
diglich den Rahmen vor, in dem sich das sekundäre Gemeinschaftsprivatrecht 
im Hinblick auf seinen räumlichen Anwendungsbereich zu bewegen habe, ma-
che aber keine Vorgaben hinsichtlich seiner methodischen Bestimmmung (481–
536). Die kollisionsrechtliche Theorie der Eingriffsnormen könne nicht erklä-
ren, dass die Bestimmungen des sekundären Gemeinschaftsprivatrechts, selbst 
wenn sie räumlich Anwendung fänden, durch Parteivereinbarung abbedungen 
werden könnten (537–576). Francq stellt deshalb die These auf, dass lediglich die 
Normqualität des sekundären Gemeinschaftsprivatrechts und damit der An-
spruch des sekundären Gemeinschaftsprivatrechts auf normative Geltung die 
Dominanz des Unilateralismus erklären könne (577–587). Das sekundäre Ge-
meinschaftsprivatrecht sei als System von Normen zu verstehen, das sich an 
Rechtssubjekte wende und von diesen Gefolgschaft verlange. Es müsse deshalb 
notwendigerweise auch seinen eigenen räumlichen Anwendungsbereich be-
stimmen. Die zu beobachtende Dominanz des Unilateralismus ergebe sich folg-
lich daraus, dass sich das sekundäre Gemeinschaftsprivatrecht als (partielles) 
unilaterales Kollisionsrechtssystem darstelle, wie es von namhaften »Unilatera-
listen«, insbesondere Rolando Quadri bereits seit langer Zeit gefordert werde 
(588–599).
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Aber auch mit der Erklärung des im ersten und zweiten Hauptteil beobach-
teten Phänomens bleibt die Autorin nicht stehen. Sie geht erneut einen Schritt 
weiter, indem sie sich bemüht, sowohl das Phänomen als auch ihre Erklärung 
normativ zu rechtfertigen. Kritisch setzt sie sich zu diesem Zweck mit dem 
Unilateralismus im Allgemeinen und dem Unilateralismus des sekundären Ge-
meinschaftsprivatrechts im Besonderen auseinander und versucht, die Argu-
mente zu widerlegen, die gegen die unilaterale Methode klassischerweise ins 
Feld geführt werden (600–621). Ausführlich legt sie dar, dass weder das an-
geblich fehlende Bewusstsein des Gesetzgebers für den räumlichen Anwen-
dungsbereich einer Norm, noch die notwendige Auffangfunktion der lex fori 
in Fällen, in denen kein Recht Anwendung beansprucht, den Unilateralismus 
des sekundären Gemeinschaftsprivatrechts treffen können (601–609). Ebenso 
ausführlich begründet sie, dass sich der Unilateralismus nicht deswegen in in-
nere Widersprüche verwickelt, weil er in Fällen, in denen nur eine Norm 
Anwendung beansprucht (»unechte« Konfl ikte), im Kern eine multilaterale 
Kollisionsnorm zur Anwendung bringt (609–613). Probleme erkennt die Au-
torin im Unilateralismus lediglich insofern, als er Fälle nicht lösen kann, in 
denen mehrere Normen Anwendung beanspruchen (»echte« Konfl ikte), und 
insofern, als er die lex fori durch die Etablierung eines Anwendungsvorrangs 
bevorzugt (614–621). Da sie beide Probleme allerdings im Kontext des sekun-
dären Gemeinschaftsprivatrechts für lösbar hält, begrüßt sie den im ersten und 
zweiten Hauptteil gefundenen Trend zum Unilateralismus und die damit ein-
hergehende Entwicklung eines (partiellen) unilateralen Kollisionsrechtssys-
tems.
Die Arbeit von Francq stellt sich insgesamt als beeindruckende Analyse des 
sekundären Gemeinschaftsprivatrechts unter dem Gesichtspunkt kollisions-
rechtlicher Methodik dar. Mit ebenso großer sprachlicher Brillianz wie inhalt-
licher Überzeugungskraft weist sie nach, dass die wesentlichen Akte des sekun-
dären Gemeinschaftsprivatrechts – entweder ausdrücklich oder konkludent – 
ihren Anwendungsbereich selbst bestimmen, und zeigt damit, dass der räumliche 
Anwendungsbereich europäischer Normen nicht nur mit Hilfe der multilateral 
ausgerichteten Kollisionsnormen Savigny’scher Prägung ermittelt werden, son-
dern auch mit Hilfe des unilateralen Ansatzes. Nicht ganz überzeugen können 
ihre Ausführungen allerdings dort, wo sie über diesen positiven Befund hinaus-
geht. Im Hinblick auf ihre »Erklärung« für das beobachtete Phänomen fällt 
zunächst auf, dass es sich nicht wirklich um eine Erklärung handelt, die Auf-
schluss über die Hintergründe und Ursachen der unilateralen Tendenz des se-
kundären Gemeinschaftsprivatrechts geben würde. Dass sich das sekundäre Ge-
meinschaftsprivatrecht als (partielles) unilaterales System im Sinne von Quadri 
darstellt, ist vielmehr eine Deutung, die nur dann überzeugt, wenn man den 
Unilateralismus als kollisionsrechtliche Methode anerkennt, wenn man also da-
von ausgeht, dass Normen aufgrund ihrer Normqualität stets ihren eigenen 
räumlichen Anwendungsbereich bestimmen. Tut man dies nicht, ist der Hin-
weis auf die Normqualität des sekundären Gemeinschaftsprivatrechts nicht ge-
eignet, Aufschluss darüber zu geben, warum Richtlinien und Verordnungen auf 
dem Gebiet des Privatrechts ihren räumlichen Anwendungsbereich selbst be-
stimmen. Ihre »Erklärung« läuft damit »ins Leere«.
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Aber nicht nur die »Erklärung« der unilateralen Tendenz des sekundären Ge-
meinschaftsprivatrechts an sich, auch der Versuch einer normativen Rechtferti-
gung des Unilateralismus kann nicht voll umfassend überzeugen. Ausschlagge-
bend dafür ist, dass sich die Autorin hier lediglich mit den »klassischen« – theo-
retischen – Argumenten gegen den Unilateralismus beschäftigt und mit großer 
Akribie und argumentativer Ausführlichkeit darlegt, warum sie sowohl im All-
gemeinen als auch im Kontext des sekundären Gemeinschaftsprivatrechts nur 
bedingte Überzeugungskraft haben. Auf zwei für die Praxis entscheidende 
Punkte geht sie allerdings nicht ein: Zunächst lässt sie unerwähnt, dass ein uni-
lateraler Ansatz mit erheblichen praktischen Schwierigkeiten und deshalb mit 
immensen Kosten einhergeht. Ein Gericht, das mit der Lösung eines grenzüber-
schreitenden Sachverhalts befasst ist, muss nämlich alle in Betracht kommenden 
Rechtsordnungen nach ihrem Anwendungswillen »absuchen« und – falls es an 
dahingehenden ausdrücklichen Regelungen fehlt – jede möglicherweise ein-
schlägige ausländische Norm unter Berücksichtigung ihres Regelungsinhalts 
und ihres Regelungszwecks auf ihren Anwendungswillen hin auslegen. Unab-
hängig davon, dass Gerichte regelmäßig weder über die dafür erforderliche – 
rechtvergleichende – Ausbildung noch über die notwendigen Ressourcen ver-
fügen, dürfte klar sein, dass ein derartiger Ansatz die Rechtsermittlungs- und 
die Rechtsanwendungskosten zu Lasten der Parteien und des Steuerzahlers in 
nahezu unermessliche Höhe treibt.2 Damit einher geht ein zweites Problem, das 
Francq in ihrer Arbeit nicht behandelt, nämlich die jedem unilateralen Ansatz 
innewohnende Tendenz zum »Heimwärtsstreben« und damit zur Bevorzugung 
der lex fori. Zwar setzt sie sich ausführlich mit der Bevorzugung der lex fori 
durch den Unilateralismus auseinander, die dadurch entsteht, dass dem Anwen-
dungswillen der lex fori stets Vorrang eingeräumt wird (616–620). Außen vor 
lässt sie allerdings, dass die Bevorzugung der lex fori nicht nur ausdrückliches 
Programm des Unilateralismus ist, sondern in vielen Fällen auch ungewollte 
Folge. Denn die Verpfl ichtung zur aufwendigen Ermittlung des Anwendungs-
willens aller möglicherweise einschlägigen Normen, an deren Ende die Anwen-
dung einer ausländischen, dem Gericht unbekannten Vorschrift stehen kann, 
wird vor dem Hintergrund der in die Kenntnis des eigenen Rechts getätigten 
spezifi schen Investitionen häufi g dazu führen, dass Gerichte eine »Abkürzung« 
nehmen und leichtfertig auf den Anwendungswillen der ihnen bekannten lex 
fori schließen.3 Dass dies kein übertriebener Pessimismus ist, zeigt sich ein-
drucksvoll am Beispiel der USA: Hier tendieren Richter in Bundesstaaten, die 
unilateralen Ansätzen wie beispielsweise der governmental interest analysis oder 
anderen Ansätzen der American Confl ict of Laws Revolution folgen, besonders häu-
2 Siehe dazu auch Giesela Rühl, Methods and Approaches in Choice of Law, An Economic 
Perspective: Berkeley J. Int. L. 24 (2006) 801 (824–825).
3 Siehe dazu auch Nita Ghei/Francesco Parisi, Adverse Selection and Moral Hazard in Fo-
rum Shopping, Confl ict Laws as Spontaneous Order: Cardozo L. Rev. 25 (2004) 1367 (1376); 
Andrew T. Guzman, Choice of Law: New Foundations: Geo. L. J. 90 (2002) 883 (896–897) 
und Rühl (vorige Note) 828–829.
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fi g zur Anwendung der lex fori.4 Ob ein unilateraler Ansatz vor diesem Hinter-
grund trotzdem normativ überzeugen kann, erscheint zweifelhaft.5
Insgesamt können die zuletzt genannten Schwächen die Bedeutung der Ar-
beit allerdings nicht schmälern. Die ausführliche und präzise Analyse der ein-
schlägigen Verordnungen und Richtlinien, die Francq vornimmt, erweist sich 
unabhängig von der Überzeugungskraft der von ihr angebotenen Erklärung 
und Rechtfertigung des Unilateralismus als Meilenstein für das sekundäre Ge-
meinschaftsprivatrecht und das europäische Kollisionsrecht. Vieles, was über 
Unilateralismus und Multilateralismus in Europa bislang geschrieben wurde, 
wird aufgrund der Erkennnisse von Francq überdacht und neu geordnet werden 
müssen. Darüber hinaus werden viele Fragen, die sich aus ihren Erkenntnissen 
ergeben, zu beantworten sein. Geklärt werden muss etwa, wie sich der Vor-
marsch des Unilateralismus im sekundären Gemeinschaftsprivatrecht zum Mul-
tilateralismus des im Werden begriffenen Gemeinschaftskollisionsrechts, insbe-
sondere der Verordnungen zur Vereinheitlichung des Kollisionsrechts der ver-
traglichen und außervertraglichen Schuldverhältnisse (»Rom I« und »Rom II«) 
verhält. Stellt sich der hier zu betrachtende Trend als widersprüchlich dar?6 
Muss die Rolle multilateraler Kollisionsnormen in Europa grundsätzlich über-
dacht werden?7 Welchen Platz sollten Unilateralismus und Multilateralismus im 
Europäischen Binnenmarkt einnehmen? Sollten beide Methoden nebeneinan-
der bestehen?8 Oder gebührt einer Methode, namentlich dem Unilateralismus, 
der Vorrang?9 Die Arbeit von Stéphanie Francq legt die Notwendigkeit zur Dis-
kussion dieser und anderer Fragen eindrucksvoll dar und gibt wertvolle Anre-
gungen für ihre Beantwortung. Bei der in den nächsten Jahren erforderlichen 
Neubetrachtung kollisionsrechtlicher Methodik im europäischen Kontext, ins-
besondere bei der genaueren Auslotung der möglichen Anwendungsbereiche 
von Unilateralismus und Multilateralismus, wird das hier besprochene Buch 
deshalb Ausgangspunkt und Referenzpunkt zugleich sein.
Hamburg/Florenz Giesela Rühl
4 Vergleiche nur die Studien von Patrick J. Borchers, The Choice-of-Law Revolution, An 
Empirical Study: Wash. & Lee L. Rev. 49 (1992) 357 (370–375); Michael E. Solimine, An Eco-
nomic and Empirical Analysis of Choice of Law: Ga. L. Rev. 24 (1989) 49 (85, 87–88).
5 Ähnlich, wenn auch nur angedeutet, Simon Schwarz, Buchbesprechung: Stéphanie 
Francq, L’applicabilité du droit communautaire derivé au régard des methodes du droit inter-
national privé: ZEuP 2008, 218.
6 So Francq S.  453, 598.
7 So Francq S.  453, 479, 599, 645.
8 So die Andeutung von Francq S.  446–475, 646.
9 So Francq im Hinblick auf die Verordnungen auf dem Gebiet der vertraglichen und au-
ßervertraglichen Schuldverhältnisse (»Rom I« und »Rom II«), die sie nur auf den nicht harmo-
nisierten Bereich des Privatrechts anwenden will (S.  650).
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Pontier, Jannet A./Edwige Burg: EU Principles on Jurisdiction and Recognition 
and Enforcement of Judgments in Civil and Commercial Matters according 
to the case law of the European Court of Justice. – The Hague: T. M. C. As-
ser Press (2004). X, 269 S.
Gerade bei der autonomen Auslegung des europäischen Zivilprozessrechts 
nimmt der Europäische Gerichtshof (EuGH) gern auf Prinzipien Bezug. Es liegt 
daher nahe, diese zu analysieren. Das hier anzuzeigende Werk bietet eine solche 
Analyse anhand von 118 bis zum 1. Januar 2004 ergangenen Luxemburger Ent-
scheidungen zum Europäischen Gerichtsstands- und Vollstreckungsüberein-
kommen (EuGVÜ).
Ähnlich wie der EuGH sehen die Autorinnen dabei von der Berücksichti-
gung juristischer Literatur fast vollständig ab – dieses mag mit dem Selbstver-
ständnis eines Höchstgerichts vereinbar sein, ist bei einem rechtswissenschaft-
lichen Text aber doch zumindest überraschend; das Nachdenken über die gera-
de etwa dem Zuständigkeitsrecht zugrunde liegenden Wertungen hat ja nicht 
erst gestern begonnen. Natürlich ist es kaum möglich, die europaweit erschie-
nene Literatur zum Europarecht zu berücksichtigen; wer kennt dieses Dilemma 
nicht? Es ist jedoch kaum anzunehmen, dass die Autorinnen des vorliegenden 
Bandes keinerlei Literatur zum EuGVÜ konsultiert haben und ihre Schlüsse aus 
der Rechtsprechung des EuGH sozusagen auf amateur-originalgeniehafte Wei-
se gezogen haben. Daher würde es wissenschaftliche Redlichkeit gebieten, die-
se Literatur auch zu zitieren, auch und gerade um den nationalen Hintergrund 
der Autorinnen offenzulegen – niemand schreibt ja »rein europäisch«, jeder ist 
mehr oder weniger stark von einer oder mehreren Rechtstraditionen beeinfl usst 
– und das sollte man auch offenlegen. In der Tat hätte ein deutscher Jurist das 
im vorliegenden Werk errichtete Prinzipiengebäude auch in manchem Punkt 
anders gestaltet – gerade deshalb wäre es interessant zu erfahren, auf welchem 
Hintergrund es entwickelt wurde und ob und inwiefern einzelne Prinzipien so 
vom EuGH aus einer bestimmten Rechtstradition gewonnen oder erst von den 
Verfasserinnen aufgrund ihrer Vorprägung so in der Judikatur erkannt wurden. 
Aus Sicht unseres Rechtskreises stellt sich diese Frage deutlich etwa bei dem 
wohl aus dem romanischen Rechtsdenken1 stammenden Zugang, die prozessu-
alen Rechte des Beklagten als »Rights of the Defence« zu formulieren. Durch 
seine »reine« Beschränkung auf die Rechtsprechung des EuGH suggeriert das 
Buch freilich, »ganz autonom-europäisch« zu sein, also sozusagen die zur auto-
nomen Auslegung durch den EuGH passende Wissenschaft darzustellen. Ja – 
dazu gäbe es manches zu sagen, doch nicht an dieser Stelle, weil auch das zu 
rezensierende Buch diesen Gedanken nicht formuliert.
Literaturzitate fi nden sich freilich im ersten Kapitel der Arbeit (»The Method 
of Interpretation used by the Court of Justice: The Model of Principles«, S.  5–
15); dort bezieht sich die Arbeit indes kaum auf europäische Autoren, vielmehr 
wird zur Fundierung der angewandten Methode fast ausschließlich auf die US-
amerikanische Rechtstheorie und hier vor allem auf Dworkin abgehoben (Alexy 
1 Siehe dazu rechtsvergleichend etwa Habscheid, Introduzione al diritto processuale civile 
comparato (1985) 151 ff.
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darf sich immerhin einer Erwähnung in N.  21 erfreuen). Hier kann und soll 
nicht refl ektiert werden, ob diese Rechtstheorie überhaupt oder in concreto der 
Sache gerecht wird. Die von den Autorinnen gewählte Herangehensweise ist es 
in diesem Zusammenhang kaum. Die Rechtsdogmatik (und diese ist Gegen-
stand des Buches) mag manchem bisweilen etwas wenig glamourös erscheinen; 
daraus resultiert dann nicht selten das Bemühen, dogmatische Werke mit aus 
Nachbardisziplinen geborgten »Grundlagen«-Inhalten zu »verhübschen«, meis-
tens am Anfang der jeweiligen Werke; früher diente hier eher die Rechtsge-
schichte als Fundus, heute eher Theorie und ökonomische Analyse. Wer aus 
solchen Disziplinen wirklich »Grundlegendes« für die Dogmatik zu gewinnen 
vermag, verdient höchsten Respekt; die anderen – etwa die Verfasserinnen des 
vorliegenden Werks – sollten sich nicht durch vorangestellte »Theorieteile« dafür 
entschuldigen müssen, dass sie dann anschließend »nur« Jurisprudenz betreiben.
Die von den Autorinnen vorgenommene »reine Judikaturanalyse« hat dann 
freilich einen erheblichen Vorteil: Gerade die überaus enge Einschränkung des 
Anschauungsgegenstandes – nämlich auf den Text der Begründung von EuGH-
Entscheidungen – dient da und dort einem Gewinn von Klarheit. Gerade weil 
nur die Judikatur des EuGH dargestellt wird, und dabei auch kein Versuch un-
ternommen wird, deren Argumente zu kritisieren, mit anderen Auffassungen 
zu kontrastieren oder sie weiterzuentwickeln, werden die vom EuGH herange-
zogenen Topoi zum Teil sehr klar dargestellt, und zwar auch und gerade (aber 
nicht nur!) in ihrer teilweise nicht zu übersehenden Leerformelhaftigkeit; ob 
dieses von den Autorinnen so bewusst bezweckt war, oder ob sie ihre Methode 
im Wesentlichen schon für die ganze angesichts des EuGVÜ mögliche Dogma-
tik halten, wird allerdings nicht recht klar; zum Teil hofft man Ersteres, zum 
Teil befürchtet man Letzteres.
Ein typisches Beispiel stellt etwa die Diskussion des Prinzips »the defendant’s 
right to be heard in an appropriate court« dar; hier wird zunächst auf etwa zwei 
Seiten dargelegt, dass dieser »appropriate court« »ideally« jener im Wohnsitzstaat 
sei (55–57); auf S.  123 f. wird dann auf die Frage eingegangen, ob und inwiefern 
daraus folgt, dass Ausnahmen vom Grundsatz des Art.  2 eng auszulegen sind. In 
der Tat spielt dieses Argument in der Rechtsprechung des EuGH ja bisweilen 
eine Rolle,2 aber eben nicht immer. Die Grundlagen und damit im Zusammen-
hang die (unklare) Tragweite dieses Grundsatzes stellen ein durchaus nicht ne-
bensächliches Problem des europäischen Zivilprozessrechts dar. Dies wird an-
hand der Darstellung aber keineswegs klar – diese stellt die Judikatur des EuGH 
als ebenso konsistent dar, wie es der Gerichtshof selbst tut. Damit wird eine 
wesentliche Chance einer Judikaturanalyse vertan: Statt nüchtern Glanz und 
Elend der Rechtsprechung zu analysieren und damit konsistente Regeln ebenso 
zu identifi zieren wie Bruchlinien und Unklarheiten, wird hier versucht, ein 
möglichst klares »System« der Prinzipien des EuGH abzubilden, und zwar auch 
dort, wo die Rechtsprechung ein solches (vielleicht noch) nicht ausreichend klar 
hergibt.
Auffällig ist die geringe Aufmerksamkeit, welche das Werk den Sachverhalten 
2 Vgl z. B. EuGH 20.  1. 2005, Rs. C-27/02 (Petra Engler ./. Janus Versand), Slg. 2005, I-
481, Tz.  42 f.
629literatur72 (2008)
und den Ergebnissen der Entscheidungen schenkt; schon in der Einleitung (2) 
wird bemerkt: »Our focus has not been the ultimate outcomes of the Court’s 
decisions, but rather on the argumentation on which they are based.« In der Tat 
wird hier nicht der differenzierte Umgang mit dem Entscheidungsmaterial ge-
pfl egt, wie man ihn aus der angloamerikanischen Literatur kennt. Gerade das 
Gewicht der einzelnen Argumente für den »outcome« im Einzelfall und dessen 
Besonderheiten werden kaum abgewogen; wo sich ein Argument im Entschei-
dungstext fi ndet, wird es hier i.d.R. für relevant gehalten, ohne dass eine kon-
krete Beziehung zum im Einzelfall, aber auch allgemein mit Blick auf die Leitli-
nienfunktion der Rechtsprechung des EuGH angestrebten Ergebnis hergestellt 
wird. Damit bleibt auch einiges von der Anschaulichkeit und Lebensnähe, wel-
che die Judikatur des EuGH in ihren Sternstunden auszeichnet, auf der Strecke.
Insgesamt geht es den Autorinnen schließlich doch eher um eine Art Dogma-
tik des EuGVÜ und nicht bloß um eine Prinzipienanalyse anhand von Entschei-
dungstexten; damit wird aber eben wieder die Frage virulent, wie solches auf so 
schmaler Anschauungsgrundlage glücken soll. Eine ernsthafte Prinzipienlehre 
des europäischen Internationalen Prozessrechts sollte doch z. B. auf dessen Ge-
nese, die allgemeinen Grundsätze von Europarecht im engeren (dazu kurz S.  23) 
und weiteren Sinne (Europäische Menschensrechtskonvention und Europä-
ischer Gerichtshof für Menschenrechte!), die zugrunde liegenden nationalen 
Traditionen und Entwicklungen und auch auf den Beitrag von nationalen Ge-
richten und schließlich der Rechtswissenschaft Bedacht nehmen; all das ge-
schieht hier nicht. Das Vertrauen der Autorinnen in die Aussagekraft ihrer Er-
gebnisse ist freilich dennoch erheblich: Sie erarbeiten nicht weniger als ein (im 
Anhang gar noch tabellarisch dargestelltes) System von Prinzipien, das durchaus 
Anspruch auf eine gewisse Vollständigkeit und innerhalb dieser auf Konsistenz 
zu erheben scheint: Da gibt es »The Most General Principle« (»Legal Protection 
of Persons established in the Community«) und vier »Main Principles« (»Free 
Movement of Judgments«; »Rights of the Defence«; »Legal Certainty«; »Dis-
putes in an Appropriate Court«), die sich wiederum in insgesamt ( je nach Zähl-
weise) etwa 30 »Sub-Principles« zergliedern. Die Gefahr, dass auf Grundlage 
solchen Ehrgeizes bei der Formulierung von Prinzipien schließlich »immanente 
Teleologien« oder dergleichen an die Stelle des eigentlich geltenden positiven 
Rechts treten könnten, ist unverkennbar.
An mangelndem Selbstbewusstsein leiden die Autorinnen nicht. Mit Blick 
auf die EuGVVO wird die Bedeutung des Werks im Vorwort von ihnen selbst 
folgendermaßen beschrieben: »It constitutes a catalogue of arguments that will 
be employed by the Court to justify its interpretation of the provisions of the 
new regulation. As such, this book will be of great value to practitioners in in-
ternational law as well as to academics and students alike.« Wahrscheinlich 
stimmt das sogar. Gerade dem deutschsprachigen Publikum ist das Werk durch-
aus zu empfehlen: Bei manchem Beitrag von Autoren unseres Rechtskreises 
möchte man mehr Aufmerksamkeit für die Aussagen des EuGH einmahnen – 
daran mangelt es Pontier und Burg gewiss nicht.
Ingesamt ist zu konstatieren: Für den kundigen Leser, der die Begrenztheit 
des Ansatzes versteht, handelt es sich um ein sehr nützliches Werk, weil sich 
darin die autonom-prinzipiellen Argumentationsmuster des EuGH übersicht-
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lich dargestellt fi nden; ob und inwiefern diese Prinzipien dann auch wirklich 
»gelten« und was sie genau besagen, vermag ein solcher Leser dann durch Lek-
türe der einschlägigen Rechtsprechung zu überprüfen. Das Werk lädt dazu ein, 
die »Klassiker« aus Luxemburg wieder einmal zur Hand zu nehmen; jene, wel-
che dies unterlassen, kann es jedoch durchaus in die Irre führen. Das Buch wäre 
sympathischer, würde es diese seine inhaltliche Beschränktheit deutlich refl ek-
tieren – dann könnte man unbeschwerter sagen: »Sehr interessant, dass jemand 
die Judikatur einmal aus diesem Blickwinkel dargestellt hat!«
Zürich Paul Oberhammer
Reithmann, Christoph/Dieter Martiny (Hrsg.): Internationales Vertragsrecht. Das 
internationale Privatrecht der Schuldverträge. Bearb. von Carsten Dageförde 
u. a. 6. völlig neubearbeitete und wesentlich erweiterte Aufl . – Köln: O. 
Schmidt (2004). XCIX, 2480 S.
Das von Reithmann und Martiny herausgegebene Kompendium zum Interna-
tionalen Vertragsrecht gehört nicht erst seit dieser Aufl age zur Standardliteratur. 
Die in den vergangenen Jahren erfolgten Gesetzesnovellen sowie die Entwick-
lung des Richterrechts unter Einbeziehung des Schrifttums haben zu einer er-
heblich erweiterten und völlig neubearbeiteten Aufl age geführt. Angesichts der 
vielfachen Veränderungen ist es nicht überraschend, dass der Umfang wieder-
um, diesmal um 25%, angewachsen ist. Die Arbeit konnte dabei auf neue Schul-
tern verteilt werden. So sind in den Bearbeiterkreis Freitag, Göthel, Häusleschmidt 
und Oberg fell aufgenommen worden.
Entgegen dem Buchtitel fi ndet der Leser nicht nur Antworten auf Fragestel-
lungen aus dem Kernbereich des Internationalen Vertragsrechts. Vielmehr bie-
tet das Werk gleichermaßen eine wertvolle Hilfestellung bei Streitfragen zum 
Vollmachtsstatut, Internationalen Bereicherungs-, Familien- und Gesellschafts- 
sowie Insolvenzrecht. Dies stellt aus Praktikersicht ein Desiderat dar, fehlt es 
doch – hierauf wird im Vorwort zutreffend hingewiesen – beispielsweise an 
einer komprimierten Darstellung etwa derjenigen Schranken, denen verheira-
tete und jugendliche Personen unterliegen bzw. der Restriktionen der Vertre-
tungsmacht in Bezug auf Handelsgesellschaften.
Die Bearbeiterinnen und die Autoren haben auch bei der jüngsten Aufl age 
die überbordende Judikatur und Literatur systematisch aufbereitet und »auf den 
Punkt gebracht«. Bei der 6. Aufl age ist damit erneut der Spagat geglückt zwi-
schen einer Darstellung, die einerseits breit angelegt wird, andererseits an neu-
ralgischen Stellen den nötigen Tiefgang sowie dogmatische Schärfe aufweist. 
Dabei wird der Praxisbezug nie aus den Augen verloren. Dies illustrieren die 
Hinweise am Ende eines jeden größeren Abschnittes. Als pars pro toto mag 
überdies der Beitrag von Hausmann dienen, welcher Gerichts- und Schiedsklau-
seln betrifft. Denn gerade in Anbetracht der Quellenvielfalt – zu nennen sind 
unmittelbar wirkende Rechtsakte wie die Brüssel-I-Verordnung1, Staatsverträ-
1 Verordnung (EG) Nr.  44/2001 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerken-
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ge bis hin zum nationalen Recht – bringt die Gestaltung von Formularabreden 
auf diesem Feld erhebliche Schwierigkeiten mit sich.
Im Einzelnen: Die ersten beiden Teile aus der Feder von Martiny sind der 
Bestimmung des Vertragsstatuts sowie seiner Reichweite gewidmet. Er streicht 
die unterschiedliche Reichweite der Parteiautonomie vor staatlichen Gerichten 
kraft Art.  27 I EGBGB sowie innerhalb der Schiedsgerichtsbarkeit nach Maßga-
be von §  1051 I 1 ZPO heraus (S.  82, Rz.  71). Die Frage, ob die zuerst genannte 
Norm die kollisionsrechtliche Wahl etwa der UNIDROIT oder Lando Princip-
les erlaubt, ist seit jeher umstritten und angesichts der Vergemeinschaftung des 
Römischen Schuldvertragsübereinkommens (EVÜ)2 von aktueller Brisanz.
Wie gekonnt auf der einen Seite den Bedürfnissen eines Praktikers sowie 
dem wissenschaftlichen Anspruch Rechnung getragen wird, zeigt Martiny (etwa 
auf S.  272, Rz.  283), indem er eine Parallele zum Europäischen Zivilverfahrens-
recht zieht. Denn in der Tat wird man schwerlich Aussagen des Europäischen 
Gerichtshofs (EuGH)3 in der Rechtssache Tacconi zu Art.  5 Nr.  1 und 3 Brüssel-
I-Verordnung für die Qualifi kation »vorvertraglicher« Schuldverhältnisse im 
Internationalen Privatrecht unberücksichtigt lassen können. Die Rom-II-Ver-
ordnung4 zeigt jedenfalls, dass sich der europäische Gesetzgeber auch im Kolli-
sionsrecht vom Grundsatz her gegen eine vertragliche Einordnung derartiger 
Ansprüche entschieden hat.
Infolge der IPR-Reform im Jahre 1999 wurden nunmehr im dritten Teil 
über die außervertraglichen Schuldverhältnisse die Artt. 38 ff. EGBGB ausführ-
lich kommentiert. Verantwortlich zeichnet auch insofern Martiny. Seine Aus-
führungen zur ungerechtfertigten Bereicherung sowie zur Geschäftsführung 
ohne Auftrag in grenzüberschreitenden Sachverhalten dürften selbst nach In-
krafttreten der Rom-II-Verordnung von Relevanz bleiben. Dies betrifft zum 
einen Lücken des Sekundärrechtsakts, welche es in sachlicher Hinsicht weiter-
hin notwendig machen, dass jeder Mitgliedstaat eigene Anknüpfungsregeln 
vorsieht. Zum anderen mag sich der Rückgriff auf diese Kollisionsnormen erge-
ben, sofern die Rom-II-Verordnung nicht gegenüber Dänemark in Stellung ge-
bracht werden darf – ein solcher Ansatz stünde allerdings im Widerspruch zur 
effet utile des Gemeinschaftsrechts – und der deutsche Gesetzgeber ebenso da-
von absehen sollte, das bisherige Anknüpfungsmodell im EGBGB »freiwillig« 
an deren Artikel anzupassen.
Der als Bearbeiter neu hinzugekommene Freitag befasst sich im anschließen-
den Kapitel mit allgemeinen Grundsätzen der Berücksichtigung international 
zwingender Normen. Aktualität erlangt seine Aussage, dass allein der transfor-
mierte gemeinschaftsrechtliche Mindeststandard mit Hilfe eines supranatio-
nalen Eingriffsbefehls durchgesetzt wird, nicht hingegen das darüber hinausge-
nung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 22.  12. 2000, 
ABl. 2001 L 12/1.
2 Römisches EWG-Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzu-
wendende Recht vom 19.  6. 1980, konsolidierte Fassung, ABl. 1998 C 27/34.
3 EuGH 17.  09. 2002 – Rs. C-334/00 (Tacconi), Slg. 2002, I-7357.
4 Verordnung (EG) Nr.  864/2007 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse an-
zuwendende Recht (»Rom II«) vom 11.  7. 2007, ABl. L 188/40.
632 literatur RabelsZ
hende strengere nationale Recht (S.  390, Rz.  417). Diese Differenzierung hat 
unlängst der Bundesgerichtshof (BGH) in einem Anlassstreit vorgenommen, 
welcher Umsetzungsnormen zur Verbraucherkreditrichtlinie betraf5. Allerdings 
ist dieser Entscheidung zu entnehmen, dass die Hinweisnorm in Art.  34 EGBGB 
es jedenfalls nicht a priori ausschließt – wie Freitag es annimmt (S.  377 f., Rz.  405; 
S.  417 Rz.  440) –, Verbraucherschutzbestimmungen einen Eingriffscharakter 
zuzumessen. Die Aussage bezüglich des Bereicherungsverbotes in §  55 VVG 
(S.  432, Rz.  459) ist zumindest missverständlich, als nach Lesart des BGH kein 
allgemeines Bereicherungsverbot im Versicherungsvertragsgesetz (VVG) be-
steht und sich ein solches auch nicht dem §  55 VVG entnehmen lässt6. Überzeu-
gend erscheint es, wenn Freitag (S.  444, Rz.  469) aus Art.  10 II EGV und dem 
darin verankerten Prinzip der Gemeinschaftstreue ableitet, es bestehe eine An-
wendungspfl icht in Bezug auf die Eingriffsnormen anderer Mitgliedstaaten, zu-
mindest innerhalb des Anwendungsbereichs der Brüssel-I-Verordnung bzw. des 
EuGVÜ7. Gerade die aktuelle Fassung von Art.  8 Rom-II-Verordnung, wonach 
scheinbar allein die Durchsetzung inländischer Eingriffsnormen zulässig ist, 
wirft somit Zweifel hinsichtlich der Primärrechtskonformität bzw. zumindest 
die Frage auf, ob es einem Gericht wegen des in Zukunft abschließenden An-
knüpfungssystems tatsächlich verwehrt sein soll, die Eingriffsnorm eines ande-
ren Mitgliedstaates zu beachten.
Gewohnt souverän kommentiert Thode im nachfolgenden Abschnitt das In-
ternationale Devisenrecht. Lesenswert sind ebenso die Ausführungen von 
Reithmann zum Problemkreis der Substitution (S.  538 ff., Rz.  665 ff.). Besondere 
Brisanz erfährt dieses Thema angesichts der aktuellen Reform des Gesellschafts-
rechts in der Schweiz sowie des Regierungsentwurfs vom 23.  5. 2007 zur Mo-
dernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von Missbräuchen (Mo-
MiG)8. Trotz anderslautender Stimmen im Schrifttum9 verdient die Aussage 
von Martiny Zustimmung, wonach in den Anwendungsbereich von Art.  29a 
EGBGB allein Verbraucherverträge im Umfang der jeweiligen Harmonisie-
rungsmaßnahme fallen (S.  692 f., Rz.  836). Dies ist insofern von zunehmender 
Praxisrelevanz, da sich der deutsche Gesetzgeber etwa im Zuge der Transforma-
tion der Fernabsatzrichtlinie II10 dafür entschieden hat, den persönlichen 
Schutzbereich vom Grundsatz her auf sämtliche Versicherungsnehmer (mit 
Ausnahme von Verträgen über ein Großrisiko im Sinne des Art.  10 I 2 EGVVG) 
5 BGH 13.  12. 2005, NJW 2006, 762 (763 f.).
6 BGH 17.  12. 1997, BGHZ 137, 318 (318 ff.); im reformierten VVG wird »auf ein zwin-
gendes allgemeines versicherungsrechtliches Bereicherungsverbot [. . .] wie bisher verzichtet«, 
Begründung BT-Drucks. 16/3945.
7 Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gericht-
licher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 27.  9. 1968, konsolidierte Fassung, 
ABl. 1998 C 27/1.
8 BT-Drucks. 16/6140 vom 25.  7. 2007.
9 Palandt (-Heldrich), Bürgerliches Gesetzbuch66 (2007) Art.  29a EGBGB Rz.  3, 6.
10 Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.  9. 2002 
über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher und zur Änderung der RL 
90/619/EWG des Rates und zur Änderung der RL 97/7/EG und 98/27/EG (Finanzdienst-
leistungs-RL), ABl. L 271/16.
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zu erstrecken, mithin die Vorgaben überschießend umzusetzen. Artikel 29a 
EGBGB stellt hingegen angesichts seines Wortlautes sowie der systematischen 
Stellung allein eine Sonderanknüpfung zum Schutze des Verbrauchers dar, soll 
aber kollisionsrechtlich nicht etwa den »professionellen« Kleingewerbetrei-
benden als Versicherungsnehmer nach Art.  29a I, IV Nr.  5 EGBGB privilegie-
ren. Methodisch überzeugt es ferner, dass Martiny eine Analogie von Art.  29a IV 
EGBGB etwa im Hinblick auf die Haustürwiderrufs- oder Verbraucherkre-
ditrichtlinie ablehnt. Denn in der Tat kann schwerlich im Nachgang zur Erwei-
terung des Anhanges in Abs.  4 insofern noch von einer unbewussten Rege-
lungslücke ausgegangen werden. Für diese Ansicht lässt sich ebenso die aktuelle 
Entscheidung des BGH zur Frage des Eingriffsbefehls von Umsetzungsvor-
schriften der Verbraucherkreditrichtlinie ins Feld führen11.
Von Praxisrelevanz dürften die Ausführungen von Merkt zum Unterneh-
menskauf sein (S.  700, Rz.  845). Dies betrifft etwa die in Rechtsprechung und 
im Schrifttum umstrittene Frage, ob die Ortsform auch das eigentliche Verfü-
gungsgeschäft beherrscht (S.  718, Rz.  879). Merkt verweist zu Recht darauf, dass 
es sich verbietet, eine Substitution der notariellen Beurkundung per se abzuleh-
nen, vielmehr die Gleichwertigkeit anhand des konkreten Einzelfalles zu prüfen 
ist (S.  720, Rz.  880). Angesichts der Vorgaben des Primärrechts mag man sich 
ohnehin fragen, ob und inwieweit jedenfalls innerhalb des Binnenmarktes im 
Zweifel ein Gebot zur Substitution besteht.
Gerade das Internationale Gesellschaftsrecht ist im Lichte der Judikatur des 
EuGH einem erheblichen Wandel unterworfen. Limmer geht bei seinen Ausfüh-
rungen zum Vertragsstatut des Grundstückskaufes überzeugend davon aus, dass 
sich die Frage der Rechtsfähigkeit ausländischer juristischer Personen zwar bis-
lang nach dem Personalstatut beurteilt hat, welches die herrschende Meinung 
anhand des tatsächlichen Sitzes der Hauptverwaltung ermittelte, nunmehr aller-
dings eine Hinwendung zur Gründungstheorie angezeigt ist (S.  755, Rz.  951). 
Dies gilt zumindest für innerhalb des Binnenmarkts gegründete Gesellschaften. 
Limmer verweist dabei in der Fußnote 4 auf die umfangreichen Ausführungen 
von Hausmann (S.  1627 ff., Rz.  2272 ff.). Dies mag als Beleg dafür dienen, dass 
die Partien innerhalb dieses umfassenden Kompendiums miteinander verzahnt 
sind. Für den Praktiker von erheblichem Nutzen dürften überdies die Länder-
übersichten zum Grundstückskauf sein (S.  800 ff., Rz.  1013 ff.).
Kenntnisreich versteht es Mankowski, die verschiedenen Spielarten grenz-
überschreitender Timesharing-Verträge darzustellen. Den Ansatz, die Rege-
lung in Art.  29a III EGBGB zu beschränken (S.  856, Rz.  1091; S.  857, Rz.  1094; 
S.  858 f., Rz.  1096), begrüßt der Rezensent ausdrücklich. Auf das Dilemma, 
dass Art.  29a I und III EGBGB ihrem Wortlaut nach keinen Günstigkeitsver-
gleich vorsehen – dies indes wohl nicht mit den Vorgaben des Gemeinschafts-
rechtes im Einklang stehen und Sinn und Zweck entsprechen dürfte – macht 
Mankowski zu Recht aufmerksam (S.  860, Rz.  1100).
Für viele Leser mögen die Ausführungen von Thode zur Frage, ob die Durch-
setzung der Regeln zur Honorarordnung für Architekten und Ingenieure 
(HOAI) mit dem Primärrecht vereinbar sind, als visionär erscheinen. Gerade 
11 BGH 13.  12. 2005 (oben N.  5).
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aktuelle Entwicklungen – wie etwa beim Erfolgshonorar – zeigen allerdings, 
dass in der Tat traditionsreiche Bastionen geschleift werden. So verdeutlicht die 
Entscheidung des EuGH in der Rechtssache Cipolla12 zu der Mindestgrenze in 
der italienischen Anwaltsgebührenordnung, dass Regeln, welche in die Dienst-
leistungsfreiheit eingreifen, zunächst einmal der Rechtfertigung bedürfen und 
der Verhältnismäßigkeitskontrolle unterliegen. Thode weist daher zu Recht dar-
auf hin, dass deutsche Spruchkörper die ungeklärte Frage zur Durchsetzung der 
HOAI dem EuGH zur Vorabentscheidung vorlegen sollten.
Die Ausführungen von Dageförde zum Leasingvertrag sind von hohem prak-
tischen Wert. Unklar erscheint, ob und inwieweit die Vergemeinschaftung des 
Römischen Schuldvertragsübereinkommens bei der objektiven Anknüpfung 
des Leasingvertrages (dazu S.  906, Rz.  1154) zu einer veränderten Rechtslage 
führen wird. Dies betrifft ebenso die Ausführungen von Martiny zur Bürgschaft 
unter Rückgriff auf Art.  28 V EGBGB (S.  930, Rz.  1184). Denn es erscheint 
nicht ausgeschlossen, dass der Sekundärrechtsgeber die Ausweichklausel streicht 
und für bestimmte Vertragstypen Sonderregeln vorsieht.
Schnyder versteht es, Licht ins Dunkel des Internationalen Versicherungsver-
tragsrechtes zu bringen. Es bleibt abzuwarten, ob der europäische Gesetzgeber 
den Mut fi ndet, die Rechtsquellenvielfalt zu beseitigen und die Rom-I-Verord-
nung als alleiniges Anknüpfungssystem vorzusehen. Jedenfalls werden im Zuge 
der VVG-Reform13 einige Schutzvorschriften für die Inhaber von Grundpfand-
rechten wie §  102 VVG (S.  1029, Rz.  1359) entfallen und mithin zukünftig 
nicht mehr zum Kreis der Eingriffsnormen zählen.
Die 6. Aufl age hat gegenüber der Voraufl age zu einem vermehrten Umfang 
von 550 Seiten geführt. Einen maßgeblichen Anteil daran hat die detailreiche 
Kommentierung des Rechts der Transportverträge von Mankowski. Die Aus-
führungen von Hiestand zum Kartellrecht (S.  1262 ff., Rz.  1755 ff.) im Rahmen 
des Lizenzvertrages dürften auch nach Inkrafttreten der Rom-II-Verordnung 
im Ergebnis weiter von Relevanz bleiben. Zwar sieht der Gemeinschaftsgesetz-
geber in Art.  6 III dieses Sekundärrechtsakts eine Sonderanknüpfung vor. Den-
noch bleibt die Durchsetzung von international zwingenden Bestimmungen 
der lex fori jedenfalls in Bezug auf das behördliche Kartellrecht auch zukünftig 
zulässig. Lesenswert sind die Ausführungen von Oberg fell zur Frage, ob und 
inwieweit bei Verlagsverträgen, insbesondere aus dem Bereich des Urheberver-
tragsrechtes, Eingriffsnormen durchzusetzen sind. Sie zieht dabei eine Parallele 
zur Diskussion im Bereich des Internationalen Verbraucherschutzrechtes. An-
ders als Oberg fell (S.  1300 f., Rz.  1811) geht allerdings der BGH in seiner ak-
tuellen Entscheidung zur Eingriffsqualität von Transformationsnormen zur 
Verbraucherkreditrichtlinie nicht von einem strikten Verbot aus, Verbraucher-
schutzvorschriften abseits des Art.  29 EGBGB als Eingriffsnormen durchzu-
setzen14. Dies gilt jedenfalls für den Fall, dass ein Vertragstyp nicht dem sach-
lichen Anwendungsbereich dieser Sonderanknüpfung unterfällt.
Zu Recht differenziert Göthel bei Kooperationsverträgen im Lichte der aktu-
12 EuGH 5.  12. 2006 – Rs. C-94/04 (Cipolla), Slg. 2006, I-11421 ff.
13 BGBl. 2007 I 2631.
14 BGH 13.  12. 2005 (oben N.  5) 763.
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ellen Entwicklungen im Internationalen Gesellschaftsrecht danach, ob eine Ge-
sellschaft in einem Mitglied- bzw. Drittstaat gegründet wurde. Er weist zutref-
fend darauf hin, dass die Judikatur des EuGH jedenfalls nicht dazu zwingt, 
Gesellschaften gegenüber, die wirksam in einem Drittstaat gegründet wurden, 
von der Sitztheorie abzuweichen. Etwas anderes gilt allein dann, wenn – wie im 
Verhältnis zu den USA durch den deutsch-amerikanischen Freundschafts-, 
Handels- und Schifffahrtsvertrag vom 29.  10. 195415 – die Gründungstheorie 
festgeschrieben ist (S.  1423, Rz.  1958, Fußnote 5). Die Bedeutung einer Aus-
weichklausel in Art.  28 V EGBGB wird im Abschnitt über die akzessorische 
Anknüpfung von Kooperationsverträgen deutlich (S.  1446, Rz.  2016). Es bleibt 
zu hoffen, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber in der Rom-I-Verordnung an die-
ser Korrekturmöglichkeit festhält.
Häusleschmidt befasst sich eingehend mit der Entscheidung des EuGH vom 
9.  11. 2000 in der Rechtssache Ingmar16 (S.  1462 ff., Rz.  2034 f.) und beleuchtet 
die Auswirkungen für das Recht der Handelsvertreter-Verträge. Mankowski 
geht im Abschnitt über Anwaltsverträge auf die Frage ein, ob die Restriktionen 
der Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) zum Erfolgshonorar international 
zwingend sind (1525, Rz.  2117). Ebenso behandelt er die Frage, ob etwa ein 
Erfolgshonorar nach Maßgabe eines ausländischen Rechts gegen den deutschen 
ordre public im Sinne des Art.  6 EGBGB verstoßen kann (S.  1527, Rz.  2122). 
Angesichts der aktuellen rechtspolitischen Diskussion im Nachgang zur Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG)17 erscheint derzeit unklar, 
ob und inwieweit das Verbot eines Erfolgshonorars Eingriffscharakter hat und 
sogar einen Ausschnitt des ordre public bildet. Überdies muss das Urteil des Ge-
richtshofs in der Rechtssache Cipolla18 in den Blick genommen werden.
Für den Leser von großem Nutzen ist die Aufbereitung der Judikatur des 
EuGH zum Internationalen Gesellschaftsrecht. Hausmann widmet dieser rich-
terrechtlichen Entwicklung einen eigenen Abschnitt. Er spricht sich im Ergeb-
nis für ein gespaltenes Gesellschaftskollisionsrecht aus (S.  1639 f., Rz.  2284 f.). 
Gleichermaßen befürworten unterinstanzliche Gerichte in jüngster Vergangen-
heit teils eine solche Zweispurigkeit19. Der BGH hat hierzu noch nicht abschlie-
ßend Stellung bezogen. Nicht verhehlen mag der Rezensent, dass er einer ein-
heitlichen Anknüpfung wie jüngst auch der Referentenentwurf zum Internati-
onalen Privatrecht der Gesellschaften, Vereine und juristischen Personen den 
Vorzug einräumt. Von besonderem Wert für die Praxis sind überdies die Anga-
ben zur gesetzlichen Vertretung von Handelsgesellschaften und deren Nachweis 
im ausländischen Recht, nunmehr unter Einschluss von Kanada (S.  1651 ff., 
Rz.  2292 ff.).
Aufgenommen wurde ebenso die Europäische Insolvenzverordnung sowie 
das am 20.  3. 2003 in Kraft getretene autonome Internationale Insolvenzrecht in 
den §§  335 ff. InsO. Hinzuweisen ist hinsichtlich der Insolvenzanfechtung auf 
15 BGBl. 1956 II 487.
16 EuGH 9.  11. 2000 – Rs. C-381/98 (Ingmar), Slg. 2000, I-9305 = NJW 2001, 2007 f.
17 BVerfG 12.  12. 2006, NJW 2007, 979.
18 EuGH 5.  12. 2006 (oben N.  12).
19 OLG Hamburg 30.  3. 2007, DB 2007, 1245.
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die schwierige Abgrenzung der Brüssel-I-Verordnung von dem zuvor genann-
ten Sekundärrechtsakt (S.  1845 f., Rz.  2628 f.), wie die Vorlage des BGH vom 
21.  6. 2007 an den EuGH belegt20.
Anlass für umfangreiche Veränderungen waren ferner der Erlass der Brüssel-
I-Verordnung sowie die Neufassung der §§  1025 ff. ZPO. Zu Recht weist Haus-
mann darauf hin, dass eine Inhaltskontrolle einer Gerichtsstandsvereinbarung 
bei Verbraucherverträgen nicht durch Art.  23 V in Verbindung mit Art.  17 
Brüssel-I-Verordnung gesperrt wird. Vielmehr ist neben den besonderen Pro- 
und Derogationsschranken als weiteres Schutzinstrument die Richtlinie über 
missbräuchliche Klauseln bzw. deren Umsetzung in den jeweiligen Mitglied-
staaten zu beachten (S.  2043, Rz.  2958). Hingegen stößt die These von Haus-
mann, §  1051 ZPO gehe als speziellere Kollisionsnorm für Schiedsverfahren den 
allgemeinen Vorschriften der Artt. 27 ff. EGBGB vor, auf Bedenken. Unklar 
bleibt bereits die Aussage, der sachliche Anwendungsbereich jener Sonderkolli-
sionsnorm sei im Wesentlichen »auf schuldvertragliche Streitigkeiten und damit 
zusammenhängende Ansprüche aus gesetzlichen Schuldverhältnissen be-
schränkt« (S.  2404, Rz.  3511). So führt Hausmann an anderer Stelle aus, dass 
etwa ebenso kartellrechtliche Streitigkeiten schiedsfähig seien (S.  2373, 
Rz.  3465). Dies wirft beispielsweise die Frage auf, ob auch insoweit uneinge-
schränkte Rechtswahlfreiheit besteht. Entsprechende Zweifelsfragen ergeben 
sich in sachen- und erbrechtlichen Konstellationen. Die Rom-II-Verordnung 
jedenfalls lässt nach ihrer letzten Fassung – dies verdeutlich der Erwägungs-
grund Nr.  8 – keinen Zweifel daran, dass die Kollisionsnomen gleichermaßen 
innerhalb der Schiedsgerichtsbarkeit eingreifen. Angesichts des Anwendungs-
vorranges vermag §  1051 ZPO das Gemeinschaftsrecht zumindest auf diesem 
Gebiet zukünftig nicht zu überspielen.
Die Brisanz der Ausführungen von Hausmann wird bei der Durchsetzung 
international zwingender Normen sowie in Bezug auf etwaige Rechtswahl-
schranken in Verbraucherverträgen deutlich (S.  2406, Rz.  3115 f.). Hausmann 
sieht zwar formal keine Bindung des Schiedsgerichtes an Eingriffsnormen der 
lex fori. Angesichts der Pfl icht des Schiedsgerichtes, die Anerkennung und Voll-
streckbarerklärung seines Schiedsspruches sicherzustellen, plädiert er allerdings 
dafür, jene gleichwohl heranzuziehen. Für den Verbraucherschutz hält er eine 
Analogie zu Art.  29 I EGBGB für vorzugswürdig. Dies zeigt allerdings die me-
thodischen Brüche. Konsequenterweise müssten gleichermaßen die kollisions-
rechtlichen Regelungsgebote in den Verbraucherschutzrichtlinien bzw. ihre 
Transformation in Art.  29a EGBGB entsprechend herangezogen werden. Eben-
so erscheint es naheliegend, dass die Ingmar-Doktrin Schiedsgerichte dazu 
zwingt, Handelsvertretern entgegen dem kraft §  1051 I 1 ZPO vereinbarten 
Statut kollisionsrechtlich einen gewissen Mindestschutz zu gewähren21.
Summa summarum ist auch die 6. Aufl age dringend jedem als Pfl ichtlektüre 
zu empfehlen, der sich in der Praxis mit den Fallstricken grenzüberschreitender 
20 BGH 21.  6. 2007, WM 2007, 1582.
21 Siehe in weiterem Zusammenhang OLG München 17.  5. 2006, IPRax 2007, 322 mit 
Aufsatz Rühl, Die Wirksamkeit von Gerichtsstands- und Schiedsvereinbarungen im Lichte 
der Ingmar-Entscheidung des EuGH: ebd. 294–302.
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Schuldverträge befasst. Dank der klaren Diktion, wertvoller Praxistipps sowie 
seinem wissenschaftlichen Tiefgang ist das Werk ein wertvoller Kompass auf 
dem stürmischen Meer des Internationalen Vertragsrechts.
Bielefeld Ansgar Staudinger
Schärtl, Christoph: Das Spiegelbildprinzip im Rechtsverkehr mit ausländischen 
Staatenverbindungen. Unter besonderer Berücksichtigung des deutsch-ame-
rikanischen Rechtsverkehrs. (Zugl.: Regensburg, Univ., Diss., 2004/2005.) 
– (Tübingen:) Mohr Siebeck (2005). XVI, 298 S. (Studien zum ausländischen 
und internationalen Privatrecht. 145.)
Ausländische Urteile werden im Inland grundsätzlich nur anerkannt, wenn 
die ausländischen Gerichte aus Sicht des inländischen Staates international zur 
Entscheidung des Rechtsstreits berufen waren. Eine Prüfung dieser sog. An-
erkennungszuständigkeit erübrigt sich lediglich, soweit das internationale Zu-
ständigkeitsrecht des Urteils- und des Anerkennungsstaates harmonisiert wur-
den, wie es etwa für die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft weit-
gehend durch die Europäische Gerichtsstands- und Vollstreckungsverordnung 
(EuGVO)1 geschehen ist2. Im Übrigen folgt das deutsche autonome Recht bei 
der Anerkennungszuständigkeit, vorbehaltlich staatsvertraglicher Bestimmun-
gen, dem sog. Spiegelbildprinzip. Eine ausländische Entscheidung wird nach 
§  328 I Nr.  1 ZPO nicht anerkannt, »wenn die Gerichte des Staates, dem das 
ausländische Gericht angehört, nach den deutschen Gesetzen nicht zuständig 
sind«. Positiv gewendet besteht eine Anerkennungszuständigkeit, wenn das 
fremde Gericht bei spiegelbildlicher Anwendung der deutschen Zuständigkeits-
regeln international entscheidungszuständig gewesen wäre.
Das Spiegelbildprinzip greift auf die territorialen Anknüpfungspunkte der 
inländischen Zuständigkeitsnormen zurück. Etwa ist in spiegelbildlicher – so-
wie analoger oder doppelfunktionaler – Anwendung3 des §  23 ZPO das auslän-
dische Gericht international anerkennungszuständig, wenn sich Vermögensge-
genstände des Beklagten im ausländischen Territorium befanden. Steht die An-
erkennung eines Urteils einer ausländischen Staatenverbindung im Raum, so 
stellt sich die Frage, ob diese territorialen Anknüpfungspunkte in Bezug auf die 
Staatenverbindung oder in Bezug auf den Einzelstaat erfüllt sein müssen. So hatte 
der Bundesgerichtshof (BGH) in seinem Urteil vom 29.  4. 19994 zu klären, ob 
es für die Anerkennungszuständigkeit eines amerikanischen Bundesgerichts in 
Wisconsin (USA) nach §§  328 I Nr.  1, 23 ZPO ausreicht, dass der Beklagte ein 
Grundstück in Illinois (USA) besitzt. Die Antwort auf die Frage nach dem rich-
tigen Bezugspunkt des Spiegelbildprinzips bei ausländischen Staatenverbin-
1 Verordnung (EG) Nr.  44/2001 des Rates über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 
22.  12. 2000, ABl. EG 2001 L 12/1, berichtigt: ABl. EG 2001 L 307/28.
2 Siehe deshalb Art.  35 III EuGVO.
3 Siehe nur BGH 2.  7. 1991, BGHZ 115, 90 (91 f.).
4 BGH 29.  4. 1999, BGHZ 141, 286.
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dungen hängt von der Auslegung der Wendung »[. . .] Staat, dem das auslän-
dische Gericht angehört« in §  328 I Nr.  1 ZPO ab, also konkret in dem vom 
Bundesgerichtshof zu entscheidenden Fall davon, ob man die USA als Staat 
i. S. d. §  328 I Nr.  1 ZPO ansieht (dann bestünde eine Anerkennungszuständig-
keit) oder deren Bundesstaaten (dann bestünde keine Anerkennungszuständig-
keit).
Christoph Schärtl geht dieser Auslegungsfrage in seiner von Herbert Roth be-
treuten Regensburger Dissertation unter besonderer Berücksichtigung des 
deutsch-amerikanischen Rechtsverkehrs nach und entwickelt einen neuen An-
satz zur Bestimmung des Begriffes »Staat« in §  328 I Nr.  1 ZPO. Diese Untersu-
chung ist durchaus gerechtfertigt. Der Bundesgerichtshof hatte seinerzeit nur 
festgestellt, dass jedenfalls ein amerikanisches Bundesgericht anerkennungszu-
ständig ist, wenn bei spiegelbildlicher Anwendung des deutschen Zuständig-
keitsrechts irgendein Gericht innerhalb der gesamten USA zuständig ist5, hatte 
dies aber für die Staatengerichte offengelassen6.
I. Im ersten der beiden Hauptteile (S.  9–114) untersucht Schärtl abstrakt, unter 
welchen Umständen Staatenverbindungen bzw. deren Einzelstaaten »Staat« 
i. S. d. §  328 I Nr.  1 ZPO sind. Hierzu gibt Schärtl zunächst einen Überblick über 
die rechtspolitischen und rechtlichen Grundlagen des Spiegelbildprinzips (9 ff.). 
Dabei betont er vor allem den Zweck des Spiegelbildprinzips, den Beklagten vor 
– aus Sicht des Inlands – exorbitanten Gerichtsständen zu schützen. Das Spiegel-
bildsprinzip sorge dafür, dass nur ausländische Entscheidungen anerkannt und 
vollstreckt werden, die im Ergebnis auf einer den inländischen Maßstäben ver-
gleichbaren internationalen Zuständigkeitsordnung basieren; die inländischen 
Vorstellungen über eine gerechte Abgrenzung der Jurisdiktionssphären werden 
durchgesetzt (22).
Sodann erläutert Schärtl ausführlich die bisherigen Lösungen zur Auslegung 
des Staatsbegriffs in §  328 I Nr.  1 ZPO (37 ff.). Nach einer Ansicht sei die Un-
tergliederung einer Staatenverbindung in einzelne Bundesstaaten aus anerken-
nungsrechtlicher Sicht stets unbedeutend, jedenfalls soweit die Staatenverbin-
dung Völkerrechtssubjekt ist. Demgegenüber seien andere der Auffassung, dass 
der Einzelstaat der maßgebliche Bezugspunkt beim Spiegelbildprinzip sein 
kann, etwa wenn die Organisationshoheit über das Gerichtssystem oder die 
Regelungsbefugnis für das internationale Anerkennungs- und Vollstreckungs-
recht beim Einzelstaat liegt oder jeder Einzelstaat sein eigenes Kollisions-, Ver-
fahrens- oder Sachrecht besitzt. Dies werde unter anderem damit begründet, 
dass auch Art.  4 III EGBGB für Zwecke des Kollisionsrechts einen Durchgriff 
auf die einzelnen Teilrechtsordnungen eines Mehrrechtsstaates zulasse. Zudem 
seien in einigen Staatenverbindungen die Einzelstaaten, wie etwa die amerika-
nischen Bundesstaaten, derart verselbständigt, dass auch für Zwecke der Gegen-
seitigkeit nach §  328 I Nr.  5 ZPO oder §  110 II Nr.  1 ZPO a. F. auf den jewei-
ligen Einzelstaat abgestellt werden müsse.
Schärtl kommt zu dem Ergebnis, dass keine der bisher vertretenen Lösungen 
überzeugt (104 f.). Vielmehr leitet er vor allem aus der Entstehungsgeschichte 
5 BGH 29.  4. 1999 (vorige Note) 289.
6 BGH 29.  4. 1999 (oben N.  4) 292.
639literatur72 (2008)
des §  328 I Nr.  1 ZPO ab, dass Staat im Sinne des Spiegelbildprinzips grundsätz-
lich diejenigen Gerichte zusammenfasst, die ihre Rechtsprechungsfunktion von 
einem gemeinsamen Souverän ableiten (106 f.). Bei Staatenverbindungen könne 
deshalb, je nach verfassungsrechtlicher Ausgestaltung, Bezugspunkt des Spiegel-
bildprinzips sowohl die Staatenverbindung als auch der Einzelstaat sein.
1. Schärtl betont zunächst, dass das Spiegelbildprinzip historisch im engen 
Zusammenhang mit der Herausbildung souveräner Staaten nach dem Zerfall 
des Heiligen Römischen Reichs Deutscher Nation zu sehen sei (63 f., 65 f.). 
Dessen Aufl ösung habe zu einer Verlagerung der Rechtsprechungssouveränität 
vom Kaiser auf den Partikularstaat geführt (64). Nicht mehr der Kaiser, von 
dem abgeleitet die Lehnsherren ihre Rechtsprechungsgewalt ausgeübt hätten 
(53 f.), sondern der Einzelstaat sei Souverän für die Rechtsprechung geworden; 
verschiedene Souveränitätssphären seien entstanden. Während im Heiligen Rö-
mischen Reich Deutscher Nation Urteile der deutschen Schwesterstaaten 
grundsätzlich wechselseitig anerkannt worden seien (54 f.), sei dies nach 1803 
nicht mehr ohne Weiteres geschehen (56 f.); es habe nunmehr eines inländischen 
Transformationsaktes bedurft, durch welchen die innerstaatliche Souveräni-
tätssphäre geöffnet wird (58, 64). Die Regeln über die Anerkennungszuständig-
keit – und damit auch das Spiegelbildprinzip, das im 19. Jahrhundert seinen Weg 
in zahlreiche deutsche Prozessordnungen gefunden habe (61 ff.) – seien vor 
allem dazu bestimmt gewesen, die Souveränitätssphären abzugrenzen (65). So 
habe Paul Johann Anselm von Feuerbach (1775–1833), der Erfi nder des Spiegelbild-
prinzips (57 ff.), das Spiegelbildprinzip weniger aus Gründen des Beklagten-
schutzes vorgeschlagen, sondern vielmehr, weil die Anwendung der auslän-
dischen Zuständigkeitsregeln die innerstaatliche Souveränität gefährde; allein 
das Spiegelbildprinzip gewährleiste, dass dem Urteilsstaat die gleichen Entschei-
dungsbefugnisse eingeräumt werden, die auch der inländische Gesetzgeber für 
sich in Anspruch nimmt (59 f.). Vor diesem Hintergrund könne aus historischer 
Sicht »Staat« i. S. d. §  328 I Nr.  1 ZPO nur eine solche Souveränitätssphäre nach 
damaligem Verständnis sein, d. h. ein Zusammenschluss von Gerichten, die – 
wie im Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation die deutschen Schwester-
staaten – einen Rechtsprechungssouverän teilen (66).
Aber unabhängig von diesen historischen Erwägungen verwirft Schärtl die 
bisherigen Ansätze. So könne insbesondere die Ansicht nicht überzeugen, dass 
jede fremde Staatenverbindung mit Völkerrechtssubjektivität »Staat« i. S. d. §  328 
I Nr.  1 ZPO sei (68 ff.). Völkerrechtssubjekte könnten auch Gebilde sein, die als 
Staat i. S. d. §  328 I Nr.  1 ZPO von vornherein ausscheiden. Etwa fehle interna-
tionalen Organisationen trotz ihrer Völkerrechtssubjektivität eine territoriale 
Zusammengehörigkeit, die nach dem Wortlaut des §  328 I Nr.  1 ZPO erforder-
lich sei. Auch Art.  4 III EGBGB und dessen kollisionsrechtlicher Durchgriff auf 
die Teilrechtsordnung könne nicht begründen, dass maßgeblicher Bezugspunkt 
bei ausländischen Staatenverbindungen der Einzelstaat sei (73 ff.). Artikel 4 III 
EGBGB verfolge als Hilfskollisionsnorm völlig andere Zwecke als das anerken-
nungsrechtliche Spiegelbildprinzip, das verschiedene Jurisdiktionssphären ab-
grenzen möchte. Zudem könne nicht auf den Staatsbegriff in §  328 I Nr.  5 ZPO 
oder §  110 II Nr.  1 ZPO a. F. zurückgegriffen werden, weil das Gegenseitig-
keitserfordernis einen anderen Zweck als das Spiegelbildprinzip verfolge, näm-
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lich auf den ausländischen Staat Druck ausüben möchte, inländische Urteile 
anzuerkennen bzw. deutschen Staatsbürgern keine Sicherheitsleistungspfl icht 
aufzuerlegen (80, 83 f.).
Außerdem will Schärtl nicht danach differenzieren, ob die Staatenverbindung 
oder der Einzelstaat die Regelungsbefugnis für die Anerkennung ausländischer 
Urteile habe (87 f.). §  328 I Nr.  1 ZPO stelle allein auf das deutsche Recht ab, 
nicht auf das Recht des Urteilsstaates; zudem könne es bei der Frage der Aner-
kennungszuständigkeit, die das ausländische Erkenntnisverfahren betrifft, nicht 
auf das nachgelagerte ausländische Vollstreckungsverfahren ankommen. Abzu-
lehnen sei auch das Abgrenzungskriterium, ob die Organisationshoheit über das 
Gerichtssystem beim Einzelstaat oder beim Staatenverbund liegt (91 ff.); die 
Verwendung dieses Kriteriums übersähe, dass gerade in föderal untergliederten 
Staaten die Gerichtsgewalt, etwa in Deutschland je nach Instanz, auf verschie-
dene Träger verteilt sein kann, die jedoch nicht zwangsläufi g unterschiedliche 
Jurisdiktionssphären bilden.
Ferner könne für einen »Staat« i. S. d. §  328 I Nr.  1 ZPO nicht maßgeblich 
sein, ob für alle Gerichte des Staatengebildes ein einheitliches Sach-, Verfah-
rens- oder Kollisionsrecht gelte (93 ff.). Auch Staaten mit unterschiedlichen 
Sachrechten könnten eine Jurisdiktionssphäre darstellen; zudem sei es für den 
Zweck des Spiegelbildprinzips, den Beklagten vor – aus deutscher Sicht – exor-
bitanten Gerichtsständen zu schützen, unerheblich, welches Sachrecht das Ge-
richt anwendet (96). Auch ein einheitliches Verfahrensrecht ist nach Schärtl für 
den Staatsbegriff in §  328 I Nr.  1 ZPO irrelevant, da auch in einer einheitlichen 
Jurisdiktionssphäre wie Deutschland unterschiedliche Verfahrensrechte – etwa 
in den verschiedenen Gerichtszweigen – gelten könnten (98). Schließlich sei 
auch ein einheitliches Kollisionsrecht kein taugliches Abgrenzungskriterium 
(101 ff.). Die internationale Zuständigkeit habe zwar Refl exwirkung für das 
anwendbare Kollisionsrecht; es sei aber nicht Aufgabe der Anerkennungszustän-
digkeit, die Anwendung des richtigen Kollisionsrechts zu gewährleisten, sodass 
umgekehrt auch die Aufteilung in unterschiedliche Kollisionsrechtssphären 
nicht zu einer Aufteilung der Jurisdiktionssphären führen könne.
2. Da die bisher vertretenen Lösungen zur Bestimmung des maßgeblichen 
Bezugspunktes in §  328 I Nr.  1 ZPO bei ausländischen Staatenverbindungen als 
untauglich empfunden werden, schlägt Schärtl eine »historisch-verfassungsstruk-
turorientierte Auslegung« des §  328 I Nr.  1 ZPO vor (105 ff.). Wie insbesondere 
die Entstehungsgeschichte gezeigt habe, beschreibe »Staat« i. S. d. §  328 I Nr.  1 
ZPO alle diejenigen Gerichte, die ihre Rechtsprechungsfunktion von einem ge-
meinsamen Souverän ableiten; die verfassungsrechtliche Strukturentscheidung 
der betreffenden Staatenverbindung müsse deshalb ermittelt werden (108 f.).
Allerdings soll ein gemeinsamer Souverän, auf den die ausländischen Ge-
richte ihre Rechtsprechungsgewalt gründen, der grundsätzliche, nicht aber der 
einzige Faktor sein. Da es sich bei der Auslegung des §  328 I Nr.  1 ZPO um eine 
Wertungsfrage handele, die deutsche Vorstellungen berücksichtigen müsse, be-
dürfe es zusätzlich einer wertenden Betrachtung des ausländischen Gerichts-
systems (109). Die einzelstaatlichen Gerichtssysteme könnten derart verselb-
ständigt sein, dass aus deutscher Sicht trotz der Ableitung der Rechtsprechungs-
souveränität von einem gemeinsamen Souverän der Einzelstaat als eigene 
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Jurisdiktionssphäre betrachtet werden müsse. Zur Beantwortung dieser Wer-
tungsfrage gibt Schärtl dem Rechtsanwender einige Kriterien an die Hand 
(111 ff.). Etwa könne von Bedeutung sein, ob der ausländische Verfassungs- und 
Gesetzgeber einen einheitlichen Instanzenzug geschaffen hat oder ob bei ge-
trennten Gerichtssystemen konkurrierende Zuständigkeiten oder wechselsei-
tige Pfl ichten zur Anerkennung bestehen. Ferner könne zu berücksichtigen 
sein, wie die Aufteilung der Rechtsprechungsaufgaben zwischen Staatenverbin-
dung und Einzelstaaten historisch entstanden ist.
II. Im zweiten Hauptteil der Arbeit (115–271) wendet Schärtl sodann seine 
»historisch-verfassungsstrukturorientierte Auslegung« des §  328 I Nr.  1 ZPO auf 
den deutsch-amerikanischen Rechtsverkehr an, um seine Lösung auf ihre 
»Richtigkeit und Handhabbarkeit« (7) zu überprüfen. Er kommt zu dem Schluss, 
dass sowohl für die Bundesgerichte als auch für die Staatengerichte allein die 
USA und nicht die Bundesstaaten »Staat« i. S. d. §  328 I Nr.  1 ZPO sind. Damit 
besteht eine Anerkennungszuständigkeit bei US-amerikanischen Urteilen nach 
Schärtl, wenn die Gerichte irgendeines Bundesstaates in den Vereinigten Staaten 
nach den spiegelbildlich angewendeten deutschen Zuständigkeitsregeln zustän-
dig gewesen wären. Schärtl bestätigt damit im Ergebnis nicht nur die eingangs 
geschilderte Lösung des Bundesgerichtshofs für Urteile der Bundesgerichte, 
sondern lässt dieselben Maßstäbe auch für Urteile der Staatengerichte gelten.
1. Schärtl untersucht zunächst in einem ersten Abschnitt, von welchem Sou-
verän die amerikanischen Bundesgerichte und die einzelstaatlichen Gerichte 
ihre Rechtsprechungsgewalt ableiten. Hierzu wird der staatsorganisatorische 
Aufbau der USA als Bundesstaat dargestellt (118 ff.) und insbesondere die Stel-
lung der amerikanischen Einzelstaaten im Verfassungsgefüge der USA analy-
siert (122 ff.). Schärtl legt dar, dass die amerikanischen Bundesstaaten und die 
Bundeszentralgewalt zwei voneinander zu trennende Ebenen eines gemein-
samen, vom amerikanischen Volk in seiner Gesamtheit abgeleiteten Gewalten-
teilungssystems bilden, sodass die amerikanischen Bundes- oder Staatengerichte 
ihre Rechtsprechungsgewalt auf einen gemeinsamen Souverän zurückführen. 
Aus anerkennungsrechtlicher Sicht stellten die USA deshalb grundsätzlich eine 
einheitliche Jurisdiktionssphäre dar (161).
2. Allerdings reicht ein gemeinsamer Rechtsprechungssouverän allein, wie 
bereits berichtet, nach Schärtls »historisch-verfassungsstrukturorientierter Aus-
legung« für eine nach §  328 I Nr.  1 ZPO »staatstaugliche« Staatenverbindung 
nicht aus. Die einzelstaatlichen Gerichtssysteme dürfen nicht derart verselbstän-
digt sein, dass sie nach wertender Betrachtung als von der Bundesgerichtsbarkeit 
unabhängige Jurisdiktionssphäre anzusehen sind.
Schärtl kommt zu dem Ergebnis, dass die Gerichtssysteme der US-Bundes-
staaten nicht ausreichend verselbständigt sind, um sie als eigenständige Jurisdik-
tionssphäre anzusehen (269). Die Unterscheidungen zwischen den Gerichtssys-
temen in den USA seien Bausteine eines komplexen Gewaltenteilungssystems. 
So erhebe etwa die Tatsache, dass die Bundesgerichte nach der sog. Erie-Klaxon-
Doktrin7 unter Umständen das jeweilige Recht des Sitzstaates anwenden, die 
7 Basierend auf Erie Railroad v. Tompkins, 304 U. S.  64 (1938) und Klaxon Co v. Stentor 
Electric Mfg Co, 313 U. S.  487 (1941).
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Einzelstaaten nicht zu selbständigen Jurisdiktionssphären. Diese Doktrin folge 
nicht aus Souveränitätserwägungen, sondern setze lediglich das amerikanische 
Gewaltenteilungssystem um und schütze die bundesstaatlichen Gesetzgebungs-
kompetenzen (217 f.). Auch die Verteilung der personal jurisdiction auf die ver-
schiedenen Bundesstaaten führe nicht zu selbständigen Jurisdiktionssphären. 
Die Verteilung der Rechtsprechungsgewalt diene lediglich dazu, eine gewisse 
Nähe zwischen Gericht und Rechtsstreit zu gewährleisten und folge aus dem 
verfassungsrechtlichen due-process-Gebot (240 ff.). Des Weiteren ergäben sich 
aus dem Erfordernis einer Anerkennung der Entscheidungen aus anderen Ein-
zelstaaten keine unabhängigen Gerichtssysteme. Der sog. Full-Faith and Credit 
Clause des Art.  IV §  1 der US-Verfassung gewährleiste vielmehr, dass Entschei-
dungen grundsätzlich bundesweit anerkannt würden und sorge für eine einheit-
liche Rechtsanwendung (253 ff.). Schließlich sieht Schärtl auch in der aus dem 
XIth Amendment hergeleiteten doctrine of sovereign immunities keinen Grund für 
die Herausbildung unterschiedlicher Jurisdiktionssphären (263 f.). Zwar dürften 
dieser Doktrin zufolge die Bundes- und Einzelstaatengerichte nicht über 
Rechtsstreitigkeiten gegen die Regierungen der Einzelstaaten entscheiden; die-
se Immunität diene aber dazu, die lokale Selbstverwaltungsautonomie mög-
lichst weitgehend zu erhalten.
III. Schärtls Buch ist fl üssig geschrieben und klar gegliedert. Auf Grundlage 
seiner »historisch-verfassungsstrukturorientierten Auslegung« des §  328 I Nr.  1 
ZPO entwickelt er ein in sich geschlossenes und facettenreiches Gedankenge-
bilde8. Sein Lösungsansatz zum deutschen Internationalen Anerkennungsrecht 
ermöglicht es Schärtl, sich vertieft mit deutscher Verfassungsgeschichte und dem 
amerikanischen Verfassungs- und Verfahrensrecht auseinanderzusetzen. Das 
Buch überzeugt hier durch seine Tiefgründigkeit und Liebe zum Detail.
Allerdings möchte der Rezensent einige praktische Bedenken gegen Schärtls 
Lösung nicht verhehlen, die sich selbst dann ergeben, wenn man durch eine 
Betonung der historischen Auslegung9 wie Schärtl die verfassungsrechtliche Per-
spektive einer – womöglich dem Beklagtenschutz gerechter werdenden – funk-
tionalen Betrachtungsweise10 vorzieht. So mag man insbesondere Zweifel ha-
ben, ob der deutsche Anerkennungsrichter die Mühen umfassender verfassungs- 
und verfahrensvergleichender Studien auf sich nehmen wird, die Schärtls 
»historisch-verfassungsstrukturorientierte Auslegung« von ihm fordert. Ein 
kurzer Blick in das ausländische Verfassungs- und Verfahrensrecht genügt hier 
nicht, zumal Schärtl selbst gut 150 Seiten seiner Arbeit der Anwendung seiner 
Lösung auf die USA widmet. Hinzu kommt, dass sein Ansatz auch reichlich 
Argumentationsspielraum für die Parteien im Einzelfall eröffnet. Die von Schärtl 
favorisierten wertenden Abgrenzungskriterien (gemeinsamer Rechtsprechungs-
souverän, Verselbständigung der Jurisdiktionssphären) können, eine entspre-
8 Siehe auch die positive Rezension von Arnold, Rev. int. dr. comp.  2007, 219 f.
9 Deren Gewicht traditionell als gering eingestuft wird, siehe nur Vogenauer, Die Ausle-
gung von Gesetzen in England und auf dem Kontinent I (2001) 115 ff.
10 Vgl. auch Stein/Jonas (-H. Roth), Kommentar zur Zivilprozessordnung22 V: §§  328–510b 
(2006) §  328 ZPO Rz.  77; Schack, Internationales Zivilverfahrensrecht4 (2006) Rz.  906 mit 
N.  5.
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chende Argumentation vorausgesetzt, zu vertretbaren Ergebnissen in die eine 
oder in die andere Richtung führen – anders als die bisher vorgeschlagenen eher 
starren Abgrenzungskriterien. Schärtl hat zwar umfassende Vorarbeiten für die 
USA geleistet, dennoch bleiben Staatenverbindungen (z. B. Australien, Indien, 
Kanada, die Russische Föderation, die Schweiz oder das Vereinigte Königreich), 
für die – sollte sich Schärtls Ansatz durchsetzen – ähnlich tiefschürfende und 
umfangreiche verfassungs- und verfahrensrechtsrechtsvergleichende Untersu-
chungen vonnöten wären. Dennoch sei das Buch nicht nur dem am Internatio-
nalen Zivilverfahrensrecht, sondern vor allem auch dem am vergleichenden 
Verfassungs- und Verfahrensrecht interessierten Leser zur Lektüre empfohlen.
Hamburg Anatol Dutta
Bösch, Harald: Liechtensteinisches Stiftungsrecht. – Bern: Stämpfl i; Wien: Manz 
2005. XXXV, 880 S.
I. Das liechtensteinische Stiftungsrecht spielt eine bedeutende Rolle. Obwohl 
Liechtenstein nur gut 30.000 Einwohner zählt, gibt es dort mehr als 51.000 
Stiftungen (in Deutschland bestehen derzeit gerade einmal 13.000 rechtsfähige 
Stiftungen). Die Stiftung ist damit die zahlenmäßig dominierende Rechtsform 
im liechtensteinischen Recht und eines der »Lieblingskinder« des Berufszweigs 
der liechtensteinischen Treuhänder. Der »Siegeszug« der liechtensteinischen 
Stiftung ist im Ausland nicht unbemerkt geblieben: Viele liechtensteinische 
Stifter kommen aus dem Ausland, der »Wettbewerb der Rechtsordnungen« hat 
Österreich bewogen, im Jahre 1993 das liechtensteinische »Erfolgsmodell« zum 
Vorbild für die österreichische Privatstiftung zu nehmen1. Eine entsprechende 
Reforminitiative in der Schweiz (Parlamentsinitiative Schiesser) hat eine be-
achtliche Diskussion über die Vorzüge und Nachteile des liechtensteinischen 
Stiftungsrechts entfacht; im Ergebnis haben sich aber weitgehend die Kritiker 
durchsetzen können, die eine »Ver-Liechtensteinisierung« des schweizerischen 
Stiftungsrechts ablehnen2.
In der deutschen Debatte um die Reform des Stiftungszivilrechts, die auch 
nach dem Stiftungsreformgesetz von 2002, das im Wesentlichen den Status quo 
beibehalten hat, in der Wissenschaft anhält, spielen die liechtensteinischen Er-
fahrungen bislang keine große Rolle. Sofern Liechtenstein überhaupt erwähnt 
wird, überwiegen die skeptischen Stimmen. Manche Berichte, insbesondere aus 
den Medien, legen nahe, dass liechtensteinische Stiftungen vor allem als Instru-
ment zur Steuerhinterziehung oder Geldwäsche dienen. Andererseits gibt es 
1 Näher zur Entstehungsgeschichte der österreichischen Privatstiftung Helbich, Die öster-
reichische Privatstiftung – eine Erfolgsstory?, in: Privatstiftungen, Gestaltungsmöglichkeiten 
in der Praxis, hrsg. von Gassner/Göth/Gröhs/Lang (2000) 1 (3 ff.).
2 Näher zur Stiftungsrechtsreform in der Schweiz Jakob, Das neue Stiftungsrecht der 
Schweiz: RIW 2005, 669 ff.
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Anzeichen, dass sich liechtensteinische juristische Personen mit deutschem Ver-
waltungssitz »vom Außenseiter zum Liebling« entwickeln könnten3.
Trotz dieser großen praktischen Bedeutung und kontroversen Bewertung 
fehlte es bislang an einer grundlegenden wissenschaftlichen Darstellung des 
liechtensteinischen Stiftungsrechts. Diese Lücke wird nunmehr durch das Werk 
von Harald Bösch, Rechtsanwalt in Bregenz und mit der liechtensteinischen Stif-
tungspraxis bestens vertraut, geschlossen.
II. Die Untersuchung ist in 12 Kapitel unterteilt.
1. Nach einer Einführung in das Thema und einer Darlegung des Ganges der 
Untersuchung (S.  1–15) entwickelt der Autor in den ersten beiden Kapiteln eine 
Grundlage des liechtensteinischen Organisationsrechts.
Das 1. Kapitel zeichnet die Entstehungsgeschichte des liechtensteinischen 
Personen- und Gesellschaftsrechts (PGR) nach und stellt den Aufbau dieses 
Gesetzes vor (16–62). Die Entstehungsgeschichte belegt insbesondere die per-
sönliche Verbindung der Redakteure zum schweizerischen Recht und die wirt-
schaftspolitische Motivation des historischen Gesetzgebers, ausländisches Kapi-
tal nach Liechtenstein zu locken.
Das 2. Kapitel, das einen der Glanz- und Schwerpunkte der Arbeit darstellt, 
enthält eine methodische Grundlegung des liechtensteinischen Stiftungsrechts 
(63–182). Während die wohl herrschende liechtensteinische Meinung die Ei-
genständigkeit des liechtensteinischen Rechts betont, legt der Verfasser in einer 
eindrucksvollen, historisch ausgreifenden Analyse dar, dass das schweizerische 
Stiftungsrecht bis in die Formulierungen hinein das Vorbild für das liechtenstei-
nische Stiftungsrecht gewesen ist. Der Autor stellt daher mit Recht die (in der 
Rezeptionsdiskussion) wohlbekannte Frage, ob und gegebenenfalls inwieweit 
die schweizerische Rechtsprechung und Literatur (als partiell rezipierte Rechts-
ordnung) zur Auslegung des liechtensteinischen Stiftungsrechts herangezogen 
werden kann. Der Verfasser arbeitet allerdings auch die Unterschiede heraus, 
welche die Redakteure des liechtensteinischen Stiftungsrechts in bewusster Ab-
kehr vom schweizerischen Vorbild eingearbeitet haben. Dabei handelt es sich 
insbesondere um die Einführung von Widerrufs- und Änderungsvorbehalten, 
aber auch um die Beschränkung »wirtschaftlicher Zwecke« und Zulässigkeit von 
»voraussetzungslosen Familienunterhaltsstiftungen«. Auf dieser Basis kommt der 
Verfasser zu dem überzeugenden Zwischenergebnis, das schweizerische Stif-
tungsrecht könne in behutsamer Form zur Auslegung des liechtensteinischen 
Stiftungsrechts herangezogen werden (152–159). Gleichzeitig taucht hier erst-
mals ein Leitmotiv auf, das sich durch die gesamte Arbeit zieht, nämlich die 
Fragen, inwiefern sich eine Stiftung durch das Fehlen körperschaftlicher Struk-
3 So der Titel eines Aufsatzes von Rehm, Vom Außenseiter zum Liebling?, Liechtenstei-
nische Gesellschaften mit deutschem Verwaltungssitz als unternehmerische Gestaltungsopti-
on: Der Konzern 2006, 166 ff., der zugleich eine Besprechung der BGH-Entscheidung vom 
19.  9. 2005 (Az. II ZR 372/03) enthält, in welcher der BGH die vom EuGH zur Niederlas-
sungsfreiheit (Artt. 43, 48 EGV) entwickelten Grundsätze der Entscheidungen Centros, Über-
seering und Inspire Art auf die entsprechenden Grundfreiheiten des EWR-Abkommens (Artt. 
31, 34 EWRA) übertragen hat, so dass er »im Ergebnis den Weg für liechtensteinische Gesell-
schaften in Deutschland freigeräumt hat« (so Rehm [diese Note] 175).
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turen defi niert und welche Konsequenzen es vor diesem Hintergrund hat, dass 
das liechtensteinische Stiftungsrecht dem Stifter das Recht einräumt, sich den 
freien Widerruf und/oder die freie Zweckänderung vorzubehalten.
Sodann geht der Verfasser auf die zahlreichen globalen Verweisungen des 
PGR ein (159–182). Das Stiftungsrecht verweist unter anderem auf die allge-
meinen Vorschriften über die Verbandsperson, die vereinsrechtlichen Bestim-
mungen und das Gesetz über das Treuunternehmen (TrUG). Durch diese schon 
von Gschnitzer kritisierte »unglückliche Liebe, ja Sucht zu Verweisungen« im 
PGR im Allgemeinen und dem Stiftungsrecht im Besonderen ergeben sich 
Rechtsunsicherheiten, wie der Verfasser anhand mehrerer Beispiele aus der 
Rechtsprechung illustriert.
Instruktiv sind hier insbesondere die Entscheidungen des liechtensteinischen 
Obersten Gerichtshofs (OGH) zwischen den späten achtziger Jahren und den 
späten neunziger Jahren (in der Amtszeit des damaligen Präsidenten Karl Koh-
legger), in denen der OGH – mit Verweis auf die Privatautonomie des Stifters – 
eine nahezu uferlose Gestaltungsfreiheit des Stifters anerkannt hat, die sich nicht 
immer ohne weiteres mit den gesetzlichen Regelungen vereinbaren ließ.
Eines der Beispiele ist die Anforderung an die Bestimmtheit des Stiftungs-
zwecks: Art.  552 I PGR verlangt einen »bestimmten Stiftungszweck«. Die 
schweizerische herrschende Lehre legt die entsprechende Formulierung des Art 
80 ZGB mit Verweis auf den Stiftungsbegriff dahingehend aus, der Zweck müs-
se hinreichend bestimmt sein. Die liechtensteinische Rechtsprechung hat Ende 
der achtziger Jahre dieses Ergebnis abgelehnt und dies unter anderem mit einem 
Rückgriff auf Vorschriften des TrUG begründet, auf die mangels einer eindeu-
tigen Regelung in den stiftungsrechtlichen Bestimmungen des PGR zurückzu-
greifen sei4. Die methodische Kritik des Verfassers an der »gedankenlosen Ver-
allgemeinerung« (Rabel) der Verweisungsvorschriften überzeugt ebenso, wie 
die rechtspolitische Forderung nach Abhilfe durch ein Einschreiten des liech-
tensteinischen Gesetzgebers.
2. Nach dieser methodischen Grundlegung wendet sich der Verfasser dem 
liechtensteinischen Stiftungsrecht zu. Das 3. Kapitel behandelt seiner Über-
schrift nach die »Begriffsmerkmale der selbständigen liechtensteinischen Stif-
tung« (183–249). Der Autor stellt eingangs die These auf, der Stiftungsbegriff 
sei »das entscheidende Kriterium für die Zulässigkeit atypischer Gestaltungen«, 
indem er eine »Grenzlinie zwischen zulässigem und unzulässigem Stiftungsge-
bilde« darstelle, welche der Typus »eben nicht zu leisten vermag« (S.  183). An-
schließend macht der Verfasser als Begriffselemente den Stiftungszweck, das 
Stiftungsvermögen und die Stiftungsorganisation aus.
Ein Schwerpunkt dieses Abschnitts ist die (bereits angesprochene) Frage, in-
wieweit der Stiftungszweck in der Stiftungsurkunde bestimmt bezeichnet sein 
muss. Der Verfasser setzt sich eingehend und kritisch mit der (bereits angespro-
chenen) Entscheidungspraxis des liechtensteinischen OGH zwischen den späten 
achtziger Jahren und den späten neunziger Jahren auseinander, in der auch un-
bestimmte Formulierungen wie »die Verwaltung von eigenem Vermögen und 
dessen Mehrung, die Vornahme aller Rechtsgeschäfte, die im Interesse der Stif-
4 Fürstentum Liechtenstein (FL) OGH 26.  1. 1988, 3C 96/86–36, LES 1990, 107.
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tung liegen und geeignet sind, das Vermögen derselben zu mehren sowie die 
Verteilung des Stiftungsertrags« als hinreichend bestimmter Stiftungszweck an-
gesehen wurden. Der Autor gelangt mit durchweg plausiblen Argumenten zum 
Ergebnis, dass diese Entscheidungspraxis nicht haltbar ist (202–227). Dies wird 
auch durch die neue Rechtsprechung des liechtensteinischen OGH unterstützt, 
die mittlerweile ebenfalls erhöhte Anforderungen an die Bestimmtheit des Stif-
tungszwecks stellt5. Die Folgefrage, inwieweit es die Privatautonomie des Stif-
ters erlaubt, die Elemente des Stiftungsbegriffs zu ändern, und »atypische Stif-
tungen« zu schaffen, spart der Verfasser für spätere Kapitel auf.
Stattdessen geht er im 4. Kapitel auf die »gesetzlichen Stiftungstypen« des 
liechtensteinischen Rechts ein (250–300). Das Hauptaugenmerk liegt hier auf 
der »reinen Familienstiftung«, die in der Praxis die am weitaus häufi gsten ver-
tretene Stiftungsform ist, und sich dadurch auszeichnet, dass sie (im Gegensatz 
zur »normalen Stiftung«) von der Registeraufsicht und Eintragungspfl icht be-
freit ist. Auch hier besteht Uneinigkeit, inwieweit der Stiftungszweck einer Fa-
milienstiftung die zu unterstützende Familie bestimmen muss. Der Autor belegt 
in überzeugender Weise, dass der Verzicht auf die Registeraufsicht und die Ein-
tragungspfl icht sich nur begründen lässt, wenn der Stiftungszweck und die Des-
tinatäre eindeutig bestimmbar sind.
Das 5. Kapitel möchte »rechtliche Konsequenzen der gesetzlichen Typenbil-
dung« aufzeigen (301–459) und handelt ausführlich drei Problemkreise des 
liechtensteinischen Stiftungsrechts ab, nämlich die Problematik der »Hinterle-
gung« der Stiftungsurkunde, der Stiftungsaufsicht sowie der Aufl ösung der Stif-
tung. Die Kritik des Autors, die Regelungen zur Hinterlegung seien schlicht-
weg unvollkommen, überzeugt. In der Tat scheinen diese Regeln in erster Linie 
daraufhin abzuzielen, eine Stiftung mit anonymem Stifter und anonymen pri-
vaten Destinatären zu ermöglichen. Dies ist bedenklich, denn es liegt auf der 
Hand, dass eine solche »anonymisierte« Stiftung zur Benachteiligung etwaiger 
Gläubiger genutzt werden kann und darüber hinaus sogar der Geldwäsche die-
nen kann.
3. In den folgenden vier Kapiteln geht es schließlich um die (schon angespro-
chene) Frage korporativer Stiftungen. Mit Recht begreift der Autor diese Fra-
gestellung als ein Problem der Privatautonomie des Stifters und ihrer Grenzen. 
Das 6. Kapitel beginnt daher mit der Darstellung der »Stiftungsrechtliche[n] 
Privatautonomie und ihre[n] Grenzen« (459–505). Zu beachten ist hierbei die 
bewusst liberale Grundhaltung des liechtensteinischen Rechts, das der Privat-
autonomie durchweg einen sehr hohen Stellenwert einräumt. Dies geht so weit, 
dass in der Rechtsprechung des liechtensteinischen OGH davon die Rede ist, 
der Stifterfreiheit sei der Vorrang vor dem zwingenden Recht einzuräumen, 
was paradox anmutet und von Bösch mit Recht schon in früheren Beiträgen 
kritisiert worden ist. Der Autor verweist damit auch auf die entsprechende Dis-
kussion in Deutschland zur Begrenzung der Stifterfreiheit bei »stiftungsfrem-
den« Zwecken und vor der »Degenerierung der Stiftung zur Quasi-Einmann-
GmbH«. Als Grenzen macht er (mit Recht) die »Widerrechtlichkeit und Unsitt-
lichkeit des Zwecks und des Gegenstandes« aus. Darüber hinaus plädiert der 
5 FL OGH 17.  7. 2003–1 CG 2002.262.55.
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Autor für »stiftungsimmanente Grenzen« der Privatautonomie des Stifters, die 
der Autor aus dem »Stiftungsbegriff« entnehmen möchte, wobei er sich in guter 
Gesellschaft mit der wohl herrschenden deutschen Lehre befi ndet6. Konsequen-
terweise sieht der Autor daher in der Möglichkeit des Stifters, sich im liechten-
steinischen Stiftungsrecht den Widerruf oder die Zweckänderung (ohne beson-
deren Grund) vorzubehalten, den »Sündenfall« des liechtensteinischen Stif-
tungsrechts (482).
Ehe das 8. Kapitel diese Überlegungen weiterführt, wendet das 7. Kapitel 
(»Stiftungsbeteiligte und Rechtsschutz«, 505–604) den Blick zu den Rechten 
der »Stiftungsbeteiligten« und »Stiftungsinteressierten«. Anders als viele andere 
Rechtsordnungen enthält das liechtensteinische Stiftungsrecht vergleichsweise 
ausführliche gesetzliche Bestimmungen, in denen den »Beteiligten« der Stiftung 
diverse Kontroll-, Informations- und Anhörungsrechte eingeräumt sind. Um-
stritten ist jedoch die Reichweite dieser Rechte. Dies gilt sowohl hinsichtlich 
der Rechte selbst (da unklar ist, ob und gegebenenfalls inwieweit neben den 
Vorschriften des PGR auch die einschlägigen Vorschriften des TrUG auf Stif-
tungen anzuwenden sind), als auch hinsichtlich des Personenkreises, der diese 
Rechte geltend machen kann. Der Autor spricht sich hier mit überzeugenden 
Gründen für eine differenzierende Lösung aus und unterscheidet danach, wel-
che Interessen (potentielle) »Beteiligte« und »Interessierte« wahrnehmen kön-
nen. Diese Überlegungen sind nicht nur für die Auslegung des liechtenstei-
nischen Stiftungsrechts interessant, sondern lassen sich auch als übergeordnete 
Prinzipien für das deutsche Stiftungsrecht fruchtbar machen. Dort ist die Frage 
bislang nicht geregelt, welche Rechte die Destinatäre und andere »stiftungsin-
teressierte« Personen haben. In der Literatur wird diese Frage jedoch zuneh-
mend kontrovers diskutiert7.
Das 8. Kapitel (»Stifter und Stifterrechte«, 605–666) wendet den Blick zu-
rück zur Rechtsposition des Stifters. Der Autor zeigt auf, dass sich ein liechten-
steinischer Stifter sehr weitgehende Rechte einräumen kann. Zu nennen sind in 
diesem Zusammenhang insbesondere das Recht, eine »Stiftung für den Stifter« 
zu errichten, bei der sich der Stifter selbst als Destinatär einsetzt (613 ff.), die 
bereits angesprochenen Widerrufs- und Änderungsvorbehalte hinsichtlich des 
Stiftungszwecks nach Art.  559 IV PGR (S.  616 ff.) und die von der Rechtspre-
chung anerkannte Möglichkeit des Stifters, sich die Stellung eines »obersten 
Stiftungsorgans« einzuräumen. Der Autor steht diesen weitgehenden Gestal-
tungsmöglichkeiten – wie bereits ausgeführt – eher kritisch gegenüber. Außer-
dem diskutiert der Autor, inwieweit der Stifter Dritten das Recht einräumen 
kann, die Geschicke der Stiftung zu bestimmen (Zweckänderung, Organisati-
6 Siehe Münchener Kommentar zum BGB5 (-Reuter) (2006) §  85 BGB Rz.  1 ff. (zitiert: 
Münch. Komm. BGB [-Reuter]); Jeß, Das Verhältnis des lebenden Stifters zur Stiftung (1991) 
passim; Jakob, Schutz der Stiftung (2006) 523 ff.
7 Eher zurückhaltend Schwintek, Vorstandskontrolle in rechtsfähigen Stiftungen bürger-
lichen Rechts (2001) 311 ff. Jakob (vorige Note) 346 f. Für vergleichsweise weitgehende Kon-
troll- und Klagerechte (potentieller) Destinatäre hingegen Reuter, Die Haftung des Stiftungs-
vorstandes gegenüber der Stiftung, Dritten und dem Fiskus, in: Non Profi t Law Yearbook 
2002 (erschienen 2003) 157 (172 ff.), sowie Thymm, Das Kontrollproblem der Stiftung und die 
Rechtsstellung der Destinatäre (2007).
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onsänderung, Bestimmung des Begünstigten, 629 ff.). Schließlich geht der Au-
tor auf die in der neueren Rechtsprechung thematisierte Frage ein, ob und ge-
gebenenfalls inwieweit die »Stifterrechte« abtretbar sind (646 ff.). Nachdem die 
Rechtsprechung hier ursprünglich sehr großzügig war, hat sie in einem neueren 
Urteil nunmehr die »Stifterrechte« pauschal als höchstpersönliche, nicht über-
tragbare Rechte eingeordnet. Der Autor spricht sich – unter Rückgriff auf dog-
matische Erwägungen im schweizerischen Recht – mit Recht für eine differen-
zierende Lösung aus: Es bestünden keine Bedenken, durch die Satzung Dritten 
Nominierungs-, Zustimmungs-, Veto- oder andere Eingriffsrechte »mit gerin-
ger Eingriffstiefe« zu übertragen.
Das 9. Kapitel (»Körperschaftlich beherrschbare Stiftung«, 667–733) ist eines 
der weiteren Herzstücke der Arbeit. Der Autor beschränkt sich hier nicht nur 
auf eine theoretische Analyse, sondern verdeutlicht durch Beispiele, warum er 
die Widerrufs- und Änderungsvorbehalte hinsichtlich des Stiftungszwecks nach 
Art.  559 IV PGR für missbrauchsanfällig hält. Hierdurch erlange der Stifter das 
Recht, über das Stiftungsvermögen weiterhin wie über sein eigenes Vermögen 
zu verfügen, weil er die Stiftung jederzeit zu einer Stiftung für den Stifter ma-
chen könne, in dem er die Satzung und Beistatuten der Stiftung entsprechend 
ändere (667 ff.). Die »körperschaftliche Beherrschbarkeit« einer solchen Stiftung 
zeige sich nicht schon dadurch, dass sie auf einem Zusammenschluss von Per-
sonen (Quasi-Mitgliedern) beruhe, sondern dadurch, dass der Stifter (wie die 
Mitglieder eines Verbandes) berechtigt sei, den ursprünglich angestrebten 
Zweck (auch zu seinem eigenen wirtschaftlichen Vorteil) immer wieder ab-
zuändern. Diese Besonderheit entspreche dem »körperschaftlichen Selbstbe-
stimmungsrecht«, das »eigentlich das grundlegende Unterscheidungskriterium 
zur Körperschaft« darstellt. Da der liechtensteinische Gesetzgeber diesen Wi-
derspruch bewusst in Kauf genommen habe, sei diese Rechtslage trotz der da-
mit verbundenen dogmatischen Verwerfungen hinzunehmen (670 ff.). Im Fol-
genden zeigt der Autor anhand konkreter Beispiele aus der liechtensteinischen 
Rechtsprechung zur Stiftung und (der mit dieser insoweit vergleichbaren) An-
stalt die (gewollten?) Unzulänglichkeiten des liechtensteinischen Zwangsvoll-
streckungsrechts, die es – in Kombination mit der bereits geschilderten Anony-
mität des Stiftungsrechts – einem Schuldner leicht machen, durch Übertragung 
seines Vermögens auf eine liechtensteinische Stiftung den Zugriff seiner Gläu-
biger auf dieses Vermögen erheblich zu erschweren, wenn nicht gar unmöglich 
zu machen (672 ff.). Auch eigne sich die »jederzeit beherrsch- und aufl ösbare 
Stiftung hervorragend für Geldwäschereizwecke«, zumal sie in der Praxis treu-
händerisch errichtet und verwaltet werde (689 f.). Die liechtensteinische Kaute-
larpraxis müsse sich fragen lassen, warum sie »körperschaftlich beherrschbare 
Stiftungen« propagiere, obwohl sowohl die Abtretbarkeit der »Stifterrechte« als 
auch die »Anonymität« der liechtensteinischen Stiftung bei richtiger Anwen-
dung des liechtensteinischen Rechts (wie nunmehr auch die neue Rechtspre-
chung des liechtensteinischen OGH aufgezeigt habe) nicht in dem Ausmaße 
möglich sei, wie es in der Kautelarpraxis angestrebt werde.
4. Das 10. und 11. Kapitel thematisieren besondere Fragestellungen. Das 10. 
Kapitel widmet sich »Sonderfragen der treuhänderischen Stiftungserrichtung 
und -verwaltung« (733–772). Hier werden nochmals die Besonderheiten des 
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liechtensteinischen Stiftungsrechts deutlich: Die vom Stifter erwünschte Ano-
nymität führt dazu, dass die treuhänderische Gründung durch einen liechten-
steinischen Treuhänder zum Regelfall geworden ist. Hieraus ergibt sich wieder-
um eine Vielzahl spannender Fragen, die der Autor in überzeugender Manier 
aufwirft und beantwortet. Das 11. Kapitel diskutiert das »Stiftungsrechtsreform-
vorhaben der liechtensteinischen Regierung« (773–804) und hält dieses in we-
sentlichen Punkten für unzureichend, um die aufgezeigten Defi zite zu beheben.
5. Das Schlusskapitel enthält eine leserfreundliche Zusammenfassung der 
wichtigsten Thesen und einen Ausblick (805–832). Im Annex fi ndet sich eine 
Synopse der einschlägigen Regeln des PGR und des schweizerischen ZGB.
III. Wenn man die Untersuchung nochmals zusammenfassend würdigt, so 
sind insbesondere drei Leistungen des Autors hervorzuheben.
(1) Einmal gelingt es dem Autor, eine lebendige und hochinteressante Studie 
der Entwicklung des liechtensteinischen Stiftungsrechts und der Art und Weise, 
wie sich die merkantile Erwägung, durch die Stiftungsform ausländisches Kapi-
tal anzuziehen, in der Gesetzgebung und Rechtsprechung niedergeschlagen hat. 
Dabei ist besonders hervorzuheben, dass der Autor auch Interna aus der Stif-
tungspraxis darstellt, die aus der Lektüre des Gesetzestexts nicht erkennbar 
sind.
(2) Zweitens zeigt Bösch in überzeugender Weise auf, dass sich zumindest 
manche bedenklich anmutende Auswüchse des liechtensteinischen Stiftungs-
rechts schon de lege lata korrigieren lassen.
(3) Schließlich ist die Diskussion über die Möglichkeiten und Gefahren »kor-
porativer Stiftungen« auch für die aktuelle deutsche Debatte von großem Inter-
esse, denn sie zeigt die Erfahrungen und Probleme mit derartigen Gebilden auf 
und regt an zu überdenken, in welchen Fällen solche »korporativen Elemente« 
eine diskutable Gestaltungsoption darstellen und in welchen Fällen sie für Miss-
bräuche anfällig sind.
IV. Was die (zuletzt) angesprochenen »korporativen Stiftungen« betrifft, ten-
diert der Rezensent allerdings zu einer anderen Auffassung als der Autor. Bösch 
sieht einen »Missbrauch« wohl schon darin, dass die Stiftungsform wegen 
Art.  559 IV PGR sich entgegen dem traditionellen Stiftungsbegriff »körper-
schaftlich« modifi zieren lässt, weil sich nach dieser Vorschrift der Stifter den 
Widerruf und die vorbehaltlose Zweckänderung vorbehalten darf. Hiermit be-
fi ndet er sich in guter Gesellschaft, denn nach ganz überwiegender deutscher 
stiftungsrechtlicher Ansicht besteht ein »Verbot korporativer Elemente im Stif-
tungsrecht«, das derartige Zweckänderungen nur erlauben soll, wenn hierfür 
ein »wichtiger Grund« im Sinne eines Wegfalls der Geschäftsgrundlage eintritt8. 
Indessen legen es die vom Autor selbst angeführten Beispiele des Missbrauchs 
nahe, diesen Standpunkt zu überprüfen. Dabei spricht einiges für eine differen-
zierte Betrachtungsweise:
Der eigentliche Missbrauch scheint dem Rezensenten vor allem darin zu lie-
gen, dass das liechtensteinische Stiftungsrecht ausländische Gläubiger des Stif-
ters (wie Pfl ichtteilsberechtigte, Unterhaltsberechtigte oder den Fiskus) in ekla-
8 Siehe Münch. Komm. BGB (-Reuter) §  85 BGB Rz.  1 ff.; Jeß passim; Jakob, Schutz der 
Stiftung 523 ff. (alle oben N.  6).
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tanter Weise benachteiligt. Dies liegt einmal an der Intransparenz, die es er-
möglicht, »geheime Stiftungen« zu errichten, bei denen weder der wirkliche 
Stifter noch der wirkliche Destinatär erkennbar sind, und zum anderen daran, 
dass Liechtenstein bisher insoweit mit den meisten Staaten keine ausreichenden 
Rechtshilfeabkommen abgeschlossen hat.
Zweifelhaft erscheint es dem Rezensenten hingegen, ob ein Missbrauch 
schon dann anzunehmen ist, wenn sich die »korporativen Elemente« darauf be-
schränken, dass der Stifter zwischen mehreren gemeinnützigen Zwecken mehr 
oder minder frei wählen kann (z. B. den Zweck einer Stiftung von Stipendien 
für Musikstudenten in Entwicklungshilfe ändern darf ). Sofern der Stiftung kei-
ne Zuwendungen im Hinblick auf ihren ursprünglichen Zweck gemacht wor-
den sind, ist nicht recht ersichtlich, warum hier ein »Missbrauch« vorliegen soll, 
denn die Interessen der potentiellen Destinatäre an der Aufrechterhaltung eines 
bestimmten Förderprogramms verdienen keinen rechtlichen Schutz. Die Be-
denken an der »korporativen« Ausgestaltung lassen sich in diesen Fällen daher 
nicht mit den »Missbrauchs«-Erwägungen rechtfertigen, sondern allein mit dem 
formaleren Argument, dass die vorbehaltlose Änderung eines (fremdnützigen) 
Zwecks in einen anderen (fremdnützigen) Zweck traditionellerweise im Stif-
tungsrecht nicht üblich ist und dass eine solche Flexibilität auch durch die Wahl 
einer »Stiftungs-Körperschaft« (z. B. einen Verein) erreicht werden könnte. Ob 
deswegen jedoch eine trennscharfe Abgrenzung von Stiftung und Körperschaft 
zwingend geboten ist, lässt sich gleichwohl bezweifeln, da derselbe (gemeinnüt-
zige) Zweck sich ebenso gut durch eine Stiftung wie durch einen Verein fördern 
lässt und in der Praxis offenbar bisweilen ein gewisser Bedarf für »Mischformen« 
(wie zum Beispiel im Fall der Bürgerstiftung) besteht. Auch die Reform des 
schweizerischen Stiftungsrechts von 2005 hat die Möglichkeiten zur Zweckän-
derung behutsam erweitert9.
Diskutabel ist schließlich, ob man in der Möglichkeit der »Stiftung für den 
Stifter« generell einen Missbrauch sehen sollte. Zutreffend ist, dass eine solche 
»Stiftung« einen »eigennützigen Charakter« erhält, der dem traditionellen Stif-
tungsrecht fremd ist. Aus diesem Grunde kann man die »Stiftung für den Stif-
ter« kritisieren. Fraglich ist jedoch, ob ein solcher Funktionswandel der Stiftung 
hin zu einem »eigennützigen« Gebilde schon per se als »missbräuchlich« anzuse-
hen ist. Einen solchen Missbrauch kann man darin sehen, dass eine »Stiftung für 
den Stifter« ein Vermögen gegen den Zugriff der Gläubiger immunisiert. Die-
ser Gefahr lässt sich aber auch dadurch begegnen, dass man die Anfechtungs-
rechte der Gläubiger entsprechend ausweitet. So zeigt die Diskussion um die 
österreichische Privatstiftung (die auch die »Stiftung für den Stifter« kennt), 
dass man bei einer entsprechenden Interpretation durchaus die Gläubiger schüt-
zen kann10.
9 Näher zur Stiftungsrechtsreform in der Schweiz Jakob, Das neue Stiftungsrecht der 
Schweiz (oben N.  2) 669 ff.
10 Siehe jüngst OGH 26.  4. 2006–3 Ob 217/05s, JBL 2007, 110 ff., wonach Gläubiger des 
Stifters einer österreichischen Privatstiftung dessen satzungsmäßig vorbehaltenes Änderungs-
recht pfänden und ausüben können und damit im Ergebnis Zugriff auf das Stiftungsvermögen 
erhalten.
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V. Summa summarum ist die Arbeit von Bösch ein großer Gewinn für die 
Wissenschaft, weil es sich hierbei um eine fundierte Grundlagenarbeit im bes-
ten Sinne des Wortes handelt, die reichhaltiges Anschauungsmaterial zur liech-
tensteinischen Stiftungspraxis bietet und die deutsche Diskussion zu den Desti-
natärsrechten und der Zulässigkeit »korporativer« Stiftungen bereichert.
Hamburg Thomas v. Hippel
Choosing Genes for Future Children. Regulating Preimplantation Genetic Di-
agnosis. Human Genome Research Project. Principal Investigator: Mark Hen-
aghan. – Dunedin, N. Z.: Human Genome Research Project 2006. 370 S.
Anzuzeigen ist der erste Band eines Forschungsprojektes über Genome, wel-
ches von der Juristischen Fakultät der University of Otago, der südlichsten Uni-
versität der Welt gesteuert wurde. Ein Forscherkollektiv von den Inseln im Süd-
pazifi k hat sich umfassend mit der Wahl von Genen für künftige Kinder befasst. 
Dabei wurden auch Fachleute aus dem Vereinigten Königreich und den USA 
herangezogen.
Beim Lesen der Reports trifft man schon auf der ersten Seite auf ein Zitat von 
Jürgen Habermas, der die Präimplantationsdiagnostik als das Streben nach gene-
tischer Optimierung bezeichnet hat. Diese Suche nach einem gesünderen Orga-
nismus entstamme derselben Haltung wie die eugenische Praxis. Dieses Zitat 
macht einen neugierig, denn offensichtlich sollen in dem Bericht nicht alle Prä-
implantationstechniken verworfen werden. Ein gutes Beispiel für den anderen 
Standpunkt liefert der Bericht der Enquete-Kommission des Deutschen Bun-
destages: »Chancen und Risiken der Gentechnologie« (1987). Als dieser Bericht 
der Presse vorgestellt wurde, war der Saal des Bundestags für Presseäußerungen 
nur relativ schwach besetzt. Der Vorsitzende, ein Mitglied und späterer Staats-
sekretär der SPD, las einem scheinbar ermüdeten Publikum die Empfehlungen 
der Kommission vor. Diese gingen auch dahin, dass der somatische Gentransfer 
zulässig sein solle, gentechnische Eingriffe in die Keimbahn des Menschen soll-
ten jedoch aus kategorischen Gründen strafrechtlich verboten werden. Aus dem 
Zuschauerraum meldete sich ein Reporter der »Süddeutschen Zeitung« und 
fragte, wie es denn im folgenden Fall stehen würde: In einer Familie sei Schwer-
hörigkeit erblich. Nun gebe es eine Möglichkeit, durch einen gentechnischen 
Eingriff in die Keimbahnzellen die Schwerhörigkeit zu beseitigen. Sollte dieses 
etwa verboten werden? Die Antworten des Vorsitzenden und einzelner Kom-
missionsmitglieder waren unbefriedigend. Der neben mir sitzende Soziologe 
hielt dieses Verbot für verfassungswidrig, ich sogar für menschenrechtswidrig.
Die hier vorgelegte Untersuchung beginnt mit den wesentlichen Ergebnis-
sen, geht dann zurück zu den klinischen Möglichkeiten, erörtert die Perspekti-
ven aus der Sicht der Maori, um schließlich die ethischen Fragen ebenso umfas-
send wie die juristischen und regulatorischen Besonderheiten zu erörtern. Was 
das Rechtliche angeht, so ist selbstverständlich vom heimischen Recht auszuge-
hen, insbesondere ist nach einer Reihe von Richtlinien der sog. Human Assist-
ed Reproductive Technology Act 2004 (HART Act) erlassen worden. Dieses 
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Gesetz verwirft nicht die Präimplantationsdiagnostik, sondern greift sie durch 
zwei Kommissionen auf. Die eine stellt Richtlinien auf, um das Gesetz anzu-
wenden oder Neuentwicklungen einzubeziehen. Die andere befasst sich mit 
jedem einzelnen vorgelegten Fall und erlaubt ihn oder lehnt ihn ab. Bei dieser 
Gelegenheit muss die außerordentliche Offenheit gelobt werden, mit der schon 
zu Beginn des Buches die Zwangssterilisation in den USA, die Tuskegee Syphilis 
Study (1932–1974) – bei welcher den Teilnehmern der Syphilis-Studie das zwi-
schenzeitlich erfundene Penicillin vorenthalten wurde – erwähnt wird, sowie 
der Cartwright Report (1988), bei dem es um die Voraussetzungen der klinischen 
Forschung und die Einrichtung von Ethikkommissionen ging. Dennoch kommt 
der Report zu dem Ergebnis, dass man die Problematik mit sympathetic detach-
ment betrachten solle. Der von der deutschen Enquete-Kommission eingenom-
mene kategorische Standpunkt wird also nicht übernommen.
Dem exzellenten Bericht über die Problematik der Präimplantationsdiagnos-
tik im angloamerikanischen Bereich ist eigentlich nur noch hinzuzufügen, dass 
man sich gewünscht hätte, dass auch das kontinentaleuropäische Recht und die 
japanische bzw. südkoreanische Sicht der Dinge eingefl ossen wären. Vielleicht 
ist dies noch nachzuholen. Allerdings ist im Bericht über das Recht Europas die 
Entscheidung der Cour de Cassation im Fall Perruche behandelt worden. Wenn es 
dort heißt, dass die französischen Gerichte dem public-policy-Argument gegen 
den Anspruch des Kindes aus wrong ful life nicht gefolgt seien, so ist das durchaus 
richtig, wenn auch die Fußnoten auf S.  353 etwas durcheinandergeraten sind 
und nicht der Senat, sondern das Parlament in Frankreich das entscheidende 
Gesetzgebungsgremium ist. Was den ordre public angeht (vgl. S.  271), so ist je-
doch in der ungewöhnlich ausführlichen Begründung von Pierre Sargos davon 
nicht die Rede.
Ziehen wir die Summe, so handelt es sich um ein hoch interessantes, aber 
auch hoch spekulatives Werk zu den Problemen der Präimplantationsdiagnos-
tik, ihrem Vollzug und ihrer Wertung. Der Einfl uss dieser Technik auf die 
Gesellschaft insbesondere in der Zukunft soll im nächsten Bericht folgen, auf 
den man durchaus gespannt sein darf. Innerhalb der selbst gesetzten Grenzen 
ein rundum lobenswertes Buch.
Göttingen Erwin Deutsch
Watson, Alan: The Shame of American Legal Education. – Belgrad: Dosije 
2005. 227 S.
Alan Watsons Verriss der amerikanischen Juristenausbildung ist für deutsche 
Leser gleich mehrfach interessant. Nicht nur gewährt er, gleichsam ex negativo, 
einen handfesten Eindruck von der amerikanischen Juristenausbildung, das 
Buch ist auch erkennbar von einem kontinentalen Ideal der Juristenausbildung 
getrieben. Erstaunlich in Zeiten, in denen deutsche Jurastudenten in Scharen 
und wie magisch von den US-amerikanischen Law Schools angezogen scheinen. 
Deutsche Pilger, die Watsons schonungslose Kritik zur Hand nehmen, werden 
um einen gewissen Schock nicht umhinkommen, denn Schonung hat Watson in 
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der Tat nicht walten lassen. Der Verfasser liefert das, was man früher »starken 
Tobak« nannte. Das Buch ist nichts weniger als ein Verriss des gesamten Systems 
der amerikanischen Juristenausbildung, mit deutlichen Worten und, bisweilen, 
großem Zorn.
Wie kam es dazu? Man hat keineswegs den Ausfall eines akademischen Au-
ßenseiters vor sich. Alan Watson gehört weltweit zu den angesehensten Roma-
nisten. Sein Lehrer David Daube, dessen Werk und Person sich Watson bis heute 
stark verbunden und verpfl ichtet fühlt, gehörte zu den originellsten und vielsei-
tigsten romanistischen Schriftstellern des vergangenen Jahrhunderts und darf 
wohl zu Meistern des Faches vom Format eines Ernst Rabel, Paul Koschaker oder 
Ludwig Mitteis gezählt werden.1 In diese Reihe gehört Alan Watson schon auf-
grund seines breiten, rechtshistorisch-rechtsvergleichenden Zugriffs. Damit hat 
er seit den siebziger Jahren die romanistische Forschung intensiv bereichert, bis-
weilen auch intensiv beunruhigt, etwa mit seinen dezidierten, rechtstheoretisch 
orientierten Thesen zu den Mechanismen historischer Rechtstransfers und zur 
Evolution des Rechts.2 Umso bemerkenswerter ist, dass in den USA trotz wie-
derholter Bemühungen kein Verlag bereit war, Watsons Kritik zu veröffentli-
chen. So ist das Werk zunächst in Belgrad erschienen, in eher bescheidener Aus-
stattung. Erst die (nur unwesentlich veränderte) »zweite Aufl age« konnte Watson 
in den USA platzieren, in nicht weniger bescheidener Ausstattung und in einem 
Verlag mit durchaus überschaubarem Renommee3. Von einer dem Ruf des Au-
tors angemessenen Publikation ist der mit nicht wenigen Druckfehlern verse-
hene Text nicht nur haptisch weit entfernt. Was aber macht das Buch so brisant?
Alan Watsons Buch ist in neun Kapitel aufgeteilt, die auf den ersten Blick 
recht lose miteinander verknüpft sind. Darin werden gleichwohl alle tragenden 
Säulen der amerikanischen Juristenausbildung attackiert: Das Curriculum 
(S.  27 ff., 127 ff.), die Unterrichtsmethode (59 ff. und passim), die Stellung der 
mächtigen Dekane (98 ff.), die Berufungspraxis (100 f.), das System der von Stu-
denten geleiteten »Law Reviews« (93 ff.), die einfl ussreichen Rankings (53 ff.), 
die Casebooks, die den Alltag amerikanischer Jurastudenten prägen (87 ff.), und 
schließlich sogar die wissenschaftliche Qualität der amerikanischen Rechtspro-
fessoren (131 ff.). Und doch geht es bei diesem kraftvollen Rundumschlag im 
Kern um einen wiederkehrenden Topos. Es ist der Vorwurf, amerikanische Ju-
rastudenten lernten nicht das Recht, ja hätten nach drei Jahren Law School nicht 
den blassesten Schimmer vom Recht (12, 23, 36 und passim). »Was aber ist das 
Recht?« wird nicht nur der Rechtstheoretiker sofort fragen. Und hier liegt be-
reits die Problematik von Watsons Kritik. Denn die These des Verfassers ist ge-
nuin rechtstheoretisch. Die Studierenden lernten nichts über das Recht, weil sie 
nichts über die tragenden Prinzipien und Konzepte des Rechts lernten (siehe 
nur 36). Dass aber das Recht von solch tragenden (und also erlernbaren!) Prin-
1 Siehe die wunderbare Hommage von Carmichael, Ideas and the Man: Remembering 
David Daube (2004).
2 Watson, Legal Transplants, An Approach to Comparative Law (1974); ders., Society and 
Legal Change (1977); siehe auch ders., Legal Change Sources of Law and Legal Culture: U. 
Penn. L. Rev. 131 (1983) 1121 ff.; ders., Roman Law and English Law, Two Patterns of Legal 
Development: Loyola L. Rev. 32 (1990) 247 ff.
3 Lake Mary, Fla.: Vandeplas Publ. 2006.
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zipien und Konzepten durchzogen sei, ist bereits keine kleine Prämisse. Von 
einer langen Tradition innerhalb der amerikanischen Rechtswissenschaft wird 
sie vehement bestritten. Seit Oliver Wendell Holmes’ legendärem »the life of the 
law has not been logic, it has been experience«4 über die Ernüchterungen des 
Legal Realism bis hin zu den Entzauberungen der Critical-Legal-Studies-Bewe-
gung erschienen die vermeintlichen Prinzipien des Rechts als bloße Nebelbom-
ben, mal geworfen von lebensfremden Naivlingen, mal von böswilligen Vertei-
digern des Status quo.5 Auch die heute wohl führende Theorie der Rechtsöko-
nomen um den vielseitigen Richard Posner glaubt an ganz andere »Prinzipien« im 
Recht.6
Noch wichtiger erscheint, dass es gerade der von Watson attackierten case 
method, nach der seit über einem Jahrhundert an allen Law Schools gelehrt wird, 
um nichts anderes ging, als eben die tragenden Prinzipien eines Rechtsgebietes 
anhand konkreter obergerichtlicher Entscheidungen aufzufi nden. Gerade dies 
hat ihr vernichtende und nachhaltige Kritik eingetragen, immer entlang des 
Holmesschen Antagonismus von »logic« und »experience«.7 Insoweit könnte 
man Watsons Pamphlet leicht einer langen Reihe von Verrissen der case method 
zuordnen, in denen die Lebensfremdheit, aber auch die Rigidität dieser Unter-
richtsmethode gnadenlos angeprangert wurden.8 Doch Watsons Kritik geht 
gleichsam in die Gegenrichtung. Für ihn fehlt es bei der case method an dem Blick 
auf jene Strukturen, die das ganze Rechtsgebiet durchziehen, und nicht nur den 
konkreten Fall. Sein Vorbild ist insoweit erkennbar die kontinentale Methode 
des Rechtsunterrichts, wo in Vorlesungen das Rechtsgebiet in toto präsentiert 
wird, von oben nach unten statt von unten, dem Fall, nach oben, zu den »Prin-
zipien«. Nach Watson wird das Recht nur auf dem ersteren Weg verstanden.
Dass es um ein solch hermeneutisches Projekt geht, zeigt Watsons zweiter 
wesentlicher Kritikpunkt. Er betrifft den Mangel an Rechtsvergleichung, vor 
allem aber an Rechtsgeschichte im amerikanischen Curriculum. Amerikanische 
Jurastudenten wüssten nichts darüber, wie eine Regelung in anderen Rechts-
kreisen ausfällt und nichts über ihre historische Genese. Warum aber müssen die 
Studenten davon etwas wissen? Watsons Argument entpuppt sich auch hier als 
ein rechtstheoretisches. Nicht sosehr die Frage wie, sondern die Frage warum in 
anderen Ländern und in der Geschichte anders verfahren wurde, ist für Watson 
entscheidend. Die Jurastudenten verstünden das Recht besser, wenn sie seine 
4 So die berühmte Passage aus Holmes, The Common Law (1881) 5.
5 Siehe nur Llewellyn, Some Realism About Realism, Responding to Dean Pound: Harv. 
L. Rev. 44 (1931) 1222 ff.; Duncan Kennedy, Form and Substance in Private Law Adjudication: 
Harv. L. Rev. 89 (1976) 1685 ff. Eine wertungsfreudige, aber darum sehr lesbare Geschichte 
der amerikanischen Rechtswissenschaft, die sich dieser besonderen Tradition intensiv wid-
met, liefert Duxbury, Patterns of American Jurisprudence (1995).
6 Siehe vor allem Posner, The Economics of Justice (1981).
7 Dazu grundlegend LaPiana, Logic and Experience, The Origin of Modern American 
Legal Education (1994); siehe auch R. Stevens, Law School, Legal Education in America from 
the 1850s to the 1980s (1983).
8 Siehe nur die »klassischen« Bestseller von Turow, One L (1977) und Osborn, The Paper 
Chase (1971); legendär auch Duncan Kennedy, Legal Education and the Reproduction of Hier-
archy (2004) und dazu meine Rezension in: Krit. Justiz 39 (2006) 395 ff.
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Vorgeschichte kennen. Dies aber bedeutet, dass es gewisse rechtstheoretische 
Gesetze geben muss, die auf das Recht generell, zu allen Zeiten und überall 
wirken – sonst wäre rechtshistorische oder rechtsvergleichende Erkenntnis nur 
ein intellektuelles Glasperlenspiel. Und so lautet Watsons Credo wiederholt: 
»[T]he standard approach misrepresents the way law is, how it develops, and its 
relation to society« (36). Was aber ist Recht, wie »entwickelt« es sich, was ist 
genau sein »Verhältnis« zu »der« Gesellschaft? Watson führt an keiner Stelle seine 
rechtstheoretischen Prämissen aus. Seine zahlreichen rechtshistorischen Ex-
kurse, in denen er immer wieder in meisterlicher Dichte vor allem die römischen 
Wurzeln heutiger Rechtsinstitute skizziert, bleiben daher merkwürdig apodik-
tisch. Denn die Gründe, die er für das Fortleben oder den Untergang einer 
Regelung, für die nützliche oder nutzlose soziale Funktion einer Norm gibt, 
stehen unüberprüfbar am Ende dieser Passagen. »[U]nderstanding the nature of 
law and how it operates« (42) bleibt so ein unerfülltes rechtstheoretisches Unter-
nehmen, bei dem den Studierenden auch in den USA nicht die Erkenntnis ein-
fach ex machina ins Gesicht springen wird.
Die sicher schärfste Kritik fi ndet sich freilich dort, wo Watson die amerika-
nische Professorenschaft an sich attackiert. Hier speist sich seine Ablehnung aus 
recht unterschiedlichen Argumenten, von denen nicht alle offengelegt werden. 
Ist schon die mit großer Überzeugung vorgetragene Spekulation des Verfassers, 
in den USA enthalte der Wunsch auf eine akademische Karriere ein gerüttelt 
Maß an gepfl egter Faulheit (49 f.), rational wenig nachprüfbar, erzeugen vor 
allem die direkten Angriffe auf Kollegen gemischte Gefühle. Watson hat sich 
»Three Celebrated American Legal Scholars« (131 ff.) ausgesucht, in denen er die 
Grundübel der amerikanischen Juristenausbildung personifi ziert sieht. Dass die-
se Wissenschaftler überhaupt diskutiert werden, dass ihnen gar Beifall und Ge-
folgschaft zuteil werden, sei nichts als Ausdruck der »poverty of American legal 
education« (131). Immerhin: »Their weaknesses are apparent« (ebd.). Trotz 
dieses Evidenzappells handelt es sich um den längsten Abschnitt des Buches. 
Und die Schwächen der Attackierten sind so offensichtlich nicht. Ein Artikel 
des 1977 verstorbenen Romanisten A. Arthur Schiller aus dem Jahr 1929 dient 
einem seitenlangen Elaborat über die handwerklichen Schwächen und den kre-
ativen Umgang mit Quellen, die dann von unzähligen Professoren übernom-
men worden seien. Ohne Zugang zu den Quellen aber bleibt das Elaborat eine 
Sache für Spezialisten. Der Leser bleibt indes ratlos. Dasselbe gilt für die beiden 
anderen »celebrated scholars«, Morton Horwitz und Duncan Kennedy, ihres Zei-
chens rechtshistorisch orientierte Hauptvertreter der Critical Legal Studies, und 
also scharfe und nachhaltige Kritik in den USA gewohnt. Watsons Attacken 
oszillieren hier zwischen Petitessen und ohne Quellenvergleich recht haltlosen 
Richtigkeitsanrufungen. Kennedys in der Tat hochgerühmter Artikel von 19799 
ist eben nicht einfach »obviously wrong« (157), sondern enthält einen im beson-
deren Kontext der sechziger und siebziger Jahre zu würdigenden Versuch.10 
9 Duncan Kennedy, The Structure of Blackstone’s Commentaries: Buffalo L. Rev. 28 
(1979) 205 ff.
10 Siehe dazu Frankenberg, Partisanen der Rechtskritik, Critical Legal Studies etc., in: 
Neue Theorien des Rechts, hrsg. von Buckel/Christensen/Fischer-Lescano (2006) 97 ff.
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Ohne die tektonischen Veränderungen innerhalb der amerikanischen Rechts-
wissenschaft dieser Zeit ist er kaum zu verstehen. Das hätte gerade dem Rechts-
historiker Watson einer Erwähnung wert sein sollen.
Ob der Leser aus dem Buch Gewinn ziehen wird, hängt davon ab, was er 
sucht. Natürlich kann man sich dem Charme eines »angry old man« nicht ganz 
entziehen, der mit beeindruckender Sachkenntnis, fühlbarer Leidenschaft und 
glaubhafter Empörung schreibt. Aber vieles bleibt in Watsons Kritik Unterstel-
lung, vor allem rechtstheoretisch. Insofern ergibt man sich gern der entwaff-
nenden Chuzpe, mit der der Verfasser Montaigne zitiert: »I speak the truth, not 
so much as I wish but as much as I dare; and I dare a little the more as I grow 
older« (19) – und fragt hinterher doch, was sie denn sei, die Wahrheit.
Cambridge, Mass. Viktor Winkler
Sunstein, Cass R.: Laws of Fear. Beyond the Precautionary Principle. – (Cam-
bridge:) Cambridge University Press (2005). XII, 234 S.1
Das Vorsorgeprinzip greift um sich. Nicht zuletzt die Europäische Union 
(EU) fördert zunehmend seine Geltung.2 Die Annahme dahinter lautet, dass 
mehr und früher einsetzende Vorsorge eine sichere Welt schafft, in der tech-
nische Risiken beherrschbar, Fortschritt kontrollierbar und Entwicklungen 
vorhersehbar sind. Recht verspricht Sicherheit. Dass dieses Versprechen kaum 
einlösbar ist, zeigt nicht nur die Hilfl osigkeit der Politik, sondern gerade auch 
die Ratlosigkeit des Rechts angesichts naturwissenschaftlicher Entwicklungen 
– wie BSE, Vogelgrippe – oder technischer wie der des Internets: Staatliche 
Regulierung ist und bleibt fundamentalem Nichtwissen und beständiger Wis-
sensveränderung ausgesetzt. Je mehr Wissensstrukturen netzwerkähnlich ausge-
prägt sind, umso weniger sind Veränderungen vorhersehbar. Es darf indes be-
zweifelt werden, ob der Ansatz »Je weniger Wissen, umso eher staatliche Legi-
timation zum präventiven Eingriff«, der dem Vorsorgeprinzip zugrunde liegt, 
tatsächlich eine rechtliche Lösung zum Umgang mit Unsicherheiten bietet. Da-
gegen spricht schon aus tatsächlicher Sicht, dass mit dem Ausschluss von Risiken 
auch die Chancen negiert werden. Und auch das Recht verlangt in der Multi-
polarität des Grundrechtsschutzes mehrseitige Interessenwahrung statt einsei-
tiger Betonung des Schutzgedankens.
Das jüngste Buch von Cass R. Sunstein, einem Hauptrepräsentanten der ame-
rikanischen Behavioral Law and Economics-Bewegung, thematisiert diese Zweifel 
am Einsatz des Vorsorgeprinzips aus einer besonderen Perspektive: Er unter-
sucht aus einer ökonomisch, vor allem aber aus einer verhaltenswissenschaftlich 
informierten Sichtweise, welche Wirkungen das Vorsorgeprinzip kurz- und 
1 Die deutsche Ausgabe ist erschienen unter dem Titel: Cass R. Sunstein: Gesetze der 
Angst. Jenseits des Vorsorgeprinzips. Aus dem Amerikanischen von Robin Celikates und Eva 
Engels. – Frankfurt a. M.: Suhrkamp 2007. 343 S.
2 Siehe nur die Mitteilung der Europäischen Kommission, Die Anwendbarkeit des Vor-
sorgeprinzips vom 2.  2. 2000, KOM (2000) 1 endg.
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mittelfristig entfaltet und warum es trotzdem so attraktiv erscheint. Im Wesent-
lichen nutzt er dazu Erkenntnisse aus der von Daniel Kahneman und Amos Tver-
sky begründeten Risikowahrnehmungslehre (Prospect Theory)3.
Das vorliegende Buch baut auf einer Reihe von Aufsätzen und Working Pa-
pers auf, die in den letzten Jahren veröffentlicht worden sind, ohne sich jedoch 
in deren Einzelanalyse zu verfangen oder diese lediglich zu wiederholen. Sun-
steins Grundthese formuliert einmal mehr, dass unsere soziale, technische und 
rechtliche Welt voller Risiken ist: Unbekannte und unüberschaubare, höchstens 
erahnte, vor allem aber komplex vernetzte Gefahrenpotentiale lauerten allent-
halben. Dies wecke Ängste, auf die der Staat durch Einsatz des Vorsorgeprinzips 
reagiere – seinerseits in diesen Ängsten befangen. Damit sei der staatliche Ein-
satz eine Reaktion auf verschiedene verhaltenswissenschaftlich belegte Mecha-
nismen der menschlichen Wahrnehmung und Verarbeitung von Risiken. Das 
Vorsorgeprinzip sei im Wesentlichen ein »Gesetz der Angst«, bei dem eine Rei-
he von Effekten der Risikowahrnehmung einseitig greife. Sunstein sieht einen 
Hauptgrund für die fehlerhafte Wahrnehmung der Risiken in der gruppendy-
namisch vorangetriebenen Realisierung des sog. Probability Effects: Laien und 
Experten gewichteten Ereignisse unterschiedlich und ermittelten dadurch ver-
schiedene subjektive Wahrscheinlichkeiten. Darauf bauten jeweils verschiedene 
Einschätzungen von Welt und Bedrohung auf.4
Allerdings, so Sunstein weiter, werde generell übersehen, dass mit der Kon-
zentration auf die Verhinderung eines Risikos andere Risiken vernachlässigt 
würden und neue entstünden. Die Beherrschung der Risikosituation durch 
Angst führe dazu, dass diese und andere Wirkungen des Vorsorgeprinzips aus-
geblendet würden. Damit lehnt Sunstein das Vorsorgeprinzip nicht generell ab. 
Er gesteht ihm durchaus eine Berechtigung zu, allerdings nur unter den einge-
schränkten Bedingungen (etwa irreversibles Katastrophenpotential).
Mindestens ebenso viel Raum wie der Kritik am Vorsorgeprinzip gibt Sun-
stein anderen Zugängen zum Umgang mit Nichtwissens-Entscheidungen, die er 
im zweiten Teil seines Buches erläutert. Dabei greift er insbesondere5 auf seine 
Vorstellung eines »Libertarian Paternalism« zurück: Die Letztentscheidung ver-
bleibt beim Privaten. Der Staat beeinfl usst aber dessen Entscheidung. Haftungs-
regeln oder staatlich gesetzte Anker, an denen sich die private Entscheidung 
orientiert, werden als Beispiele für solche Formen zurückgenommener staatli-
cher Intervention genannt.
Sunsteins Kritik am Vorsorgeprinzip trifft in ihrer grundsätzlichen Ausrich-
tung. Die Objektivierbarkeit von Entscheidungen hängt wesentlich davon ab, 
3 Kahnemann/Tversky, Prospect Theory, An Analysis of Decision under Risk: Econome-
trica 47 (1979) No. 2, S.  263–291; dies., Advances in Prospect Theory, in: Choices, Values and 
Frames, hrsg. von dens. (2000) 44–66 (bespr. von Engel, RabelsZ 67 [2003] 781–786).
4 Der Probability Effect ist vermutlich eher eine Anhäufung verschiedener einzelner Phäno-
mene der Risikowahrnehmung, unter anderem der Availability- und Recognition-Heuristik. 
Sunstein rückt damit fast schon in die Nähe kulturtheoretischer Interpretationen zur Nicht-
wissens-Problematik.
5 Er setzt sich außerdem vor allem mit den Möglichkeiten einer deliberativ geprägten 
Kosten-Nutzen-Analyse und ihren Grenzen und Möglichkeiten in einem demokratischen 
Rechtsstaat auseinander.
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dass ihre subjektiven Beschränkungen deutlich gemacht werden. Hier können 
verhaltenswissenschaftliche Ansätze die Konkretisierung rechtlicher Tatbe-
standsmerkmale bereichern. Einer der besonderen Vorzüge des Buches liegt in 
dieser Transferleistung verhaltenswissenschaftlicher Erkenntnisse. Die Vor-
schläge zu einem reformierten Vorsorgeprinzip und von Alternativen dazu blei-
ben indes vage. Was Irreversibilität der Folgen bedeutet und wann sie anzuneh-
men ist, bleibt offen. Was eine Katastrophe ausmacht, wird höchstens in Ansät-
zen erkennbar. Es geht Sunstein wohl weniger um die Intensität von Eingriffen 
für Einzelne als um eine vergleichende Einschätzung von Massenphänomenen.
Leider fehlt Sunsteins Ansatz ein differenzierendes Bild des Nichtwissens. Er 
geht ersichtlich davon aus, dass die Wissens- und Entscheidungsgrundlage durch 
mehr Wissen stets verbessert wird. Gewissheit ist für ihn immer herstellbar, 
wenigstens aber eine Aussage zur Wahrscheinlichkeit. Dabei ist es genau das 
Fehlen gesicherter Wahrscheinlichkeiten, das überhaupt erst den Probability 
Neglect entstehen lässt. In der Folge bleibt im Unklaren, ob es stets objektivierter 
Wahrscheinlichkeiten als Rechtfertigungsgrundlage des Staates bedarf. Und 
auch die Konsequenzen von Sunsteins Kritik bleiben offen: Wer ermittelt solche 
Wahrscheinlichkeiten? Wer legt darauf aufbauende Schwellenwerte fest? Ist die 
Schwelle immer gleich hoch?
Es bedarf keiner verhaltenswissenschaftlichen Analyse, um zu erkennen, dass 
Kennzeichnungspfl ichten, wie sie etwa die Novel-Food-Verordnung6 kennt, we-
niger eingreifend sind als ein Verbot solcher Nahrungsmittel oder ihre vollstän-
dige Erlaubnis.7 Solche Kennzeichnungspfl ichten belassen – im Sinne von Sun-
steins »Libertarian Paternalism« – dem Verbraucher die Entscheidung. Aber die 
»Laws of Fear« ergreifen nicht nur die Wahrnehmung der bestehenden Hand-
lungsalternativen auf der Verbraucher-, sondern bereits auf der staatlichen Ebe-
ne. Sie betreffen also schon die Zielsetzung staatlichen Handelns. Darauf geht 
Sunstein nicht ein. Zudem bleibt der Konfl ikt ungelöst, ob ein staatlicher Ein-
fl uss auf die Entscheidung des Privaten tatsächlich ein milderes Mittel darstellt. 
Das gilt erst recht, wenn man, wie Sunstein, einer transparenten Offenlegung 
der Risiken eher kritisch gegenübersteht. So sind Rechtsschutzmöglichkeiten 
beschränkt, weil schon die Eingriffsqualität fraglich ist: Worin besteht der Ein-
griff, wenn der Staat mit Information oder objektivierbaren Hinweisen agiert?
Für den europäischen Juristen sind Sunsteins Überlegungen in ihrer Allge-
meinheit nicht immer hilfreich, kennen doch das deutsche und das europäische 
Recht verschiedenste Intensitätsgrade des Vorsorgeprinzips, auf die »Laws of 
Fear« nicht differenziert eingeht. Die Kritik trifft daher nicht immer. Dennoch 
leistet Sunstein einen wegweisenden Beitrag zum Vorsorgeprinzip. Schon seine 
analytische Schärfe und die Einbindung der verhaltenswissenschaftlichen Er-
kenntnisse machen das Buch lesenswert. Darüber hinaus leistet es einer Analyse 
von Entscheidungen unter Bedingungen des Nichtwissens wertvolle Hilfestel-
lung: Das grundlegende Problem wird konturiert, eine zentrale Lösung des 
Rechts – Anwendung des Vorsorgeprinzips – aus einer gänzlich anderen Per-
6 Verordnung (EG) Nr.  258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27.  1. 
1997 über neuartige Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten, ABl. L 43/1.
7 Dieses Beispiel ist nicht dem Buch entnommen.
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spektive beleuchtet und schließlich werden Alternativen erörtert. Das Buch 
könnte damit eine fällige Diskussion um die herausgehobene Stellung des Vor-
sorgeprinzips in Gang setzen, ohne sich an alten Frontlinien aufzureiben. Denn 
– und im begründeten Hinweis darauf liegt der besondere Wert von »Laws of 
Fear« – das Vorsorgeprinzip vermag die ihm zugedachten Verheißungen von 
Sicherheit, Berechenbarkeit und Gestaltbarkeit der Zukunft nicht zu erfüllen. 
Daher gilt nach der Lektüre: Vorsicht vor dem Vorsorgeprinzip!
Freiburg Indra Spiecker genannt Döhmann
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